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EDITORIAL/098: Streit vollendet (SB)





Wochendruckausgabe 98 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
11.08.2018
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Streit vollendet

38 Ihr habt gehört, daß da gesagt ist (2. Mose 21, 24): "Auge um
Auge, Zahn um Zahn."

39 Ich aber sage euch, daß ihr nicht widerstreben sollt dem Übel;
sondern, wenn dir jemand einen Streich gibt auf deine rechte Backe,
dem biete die andere auch dar.

40 Und wenn jemand mit dir rechten will und deinen Rock nehmen, dem
laß auch den Mantel.

41 Und wenn dich jemand nötigt eine Meile, so gehe mit ihm zwei.
42 Gib dem, der dich bittet, und wende dich nicht von dem, der dir
abborgen will.

43 Ihr habt gehört, daß gesagt ist (3. Mose 19,18): "Du sollst
deinen Nächsten lieben und deinen Feind hassen."

44 Ich aber sage euch: "Liebet eure Feinde; [segnet, die euch
fluchen; tut wohl denen, die euch hassen;] bittet für die, so euch
[beleidigen und] verfolgen,

45 auf daß ihr Kinder seid eures Vaters im Himmel. Denn er läßt
seine Sonne aufgehen über die Bösen und über die Guten und läßt regnen
über Gerechte und Ungerechte.

46 Denn wenn ihr liebet, die euch lieben, was werdet ihr für Lohn
haben? Tun nicht dasselbe auch die Zöllner?

47 Und wenn ihr nur zu euren Brüdern freundlich seid, was tut ihr
Sonderliches? Tun nicht dasselbe auch die Heiden?

48 Darum sollt ihr vollkommen sein, gleichwie euer Vater im Himmel
vollkommen ist."

(Neues Testament, Matthäus Evangelium, Kapitel 5, Vers 38-48 Von
der Feindesliebe)



"Ihr habt gehört, daß da gesagt ist (2. Mose 21,24): 'Auge um Auge,
Zahn um Zahn'. Oh, ihr kleingeistigen Dattelkernezähler mit eurer
gnadenlosen Aufrichtigkeit, denn ich sage euch, daß ihr nicht
widerstreben sollt dem Übel; sondern wenn dir jemand einen Streich
gibt auf deine rechte Backe, dem biete die andere auch dar. Wie sonst
sollte ihn die Konsequenz und die Wucht deines vollen Gegenschlages
überraschen, mit dem du ihm die Achtung und die Gelegenheit
verschaffst, noch einmal von vorn anzufangen.

Und wenn jemand mit dir rechten will und deinen Rock nehmen, dem laß
auch den Mantel, damit er das Ungeheuer, das sich darin verbirgt,
vollkommen erkennen wird und sich wünscht, lieber erfroren zu sein.

Und wenn dich jemand nötigt eine Meile, so gehe mit ihm zwei, damit er
danach inständig hofft, dir nie wieder begegnen zu müssen.

Gib dem, der dich bittet, und wende dich nicht von dem, der dir
abborgen will und tue das gründlich, damit er dir zukünftig alles
schenken und geben würde, um dich nie wieder bitten zu müssen.

Ihr habt gehört, daß gesagt ist (3. Mose 19,18): 'Du sollst deinen
Nächsten lieben und deinen Feind hassen.' Ich aber sage euch: Liebet
eure Feinde; [segnet, die euch fluchen; tut wohl denen, die euch
hassen;] bittet für die, so euch [beleidigen und] verfolgen, auf daß
ihr Kinder seid eures Vaters im Himmel. Besser könntet ihr eure Feinde
nicht treffen, um ihnen derartige Schmerzen zu bereiten, daß sie gewiß
nicht mehr eure Feinde bleiben wollen. Denn euer Haß würde zu kurz
greifen, um ihnen nicht ihre feindliche Gesinnung zu erhalten.

Gott läßt seine Sonne aufgehen über die Bösen und über die Guten und
läßt regnen über Gerechte und Ungerechte. Denn wenn ihr liebet, die
euch lieben, was werdet ihr für Lohn haben? Tun nicht dasselbe auch
die Zöllner? Und wenn ihr nur zu euren Brüdern freundlich seid, was
tut ihr Sonderliches? Tun nicht dasselbe auch die Heiden? Darum sollt
ihr vollkommen sein, gleichwie euer Vater im Himmel vollkommen ist.
Denn er hat euch verstoßen und zurückgelassen, auf daß ihr ihn anbetet
und verehrt. Nach seinem Bilde geformt, will er euch prüfen, ob ihr
gelungen seid und ihm tatsächlich gleicht.

Grausam, eigennützig, unbarmherzig und gleichgültig ist seine
Ähnlichkeit mit euch doch trefflich geglückt, denn die Bahn, welche
die Sonne über das Elend der Welt zieht, der Regen, der die Schmerzen
und das Wehklagen der Kreaturen näßt und bedeckt wie auch das
Schicksal andauernder Vergeblichkeit aller anderen Geschöpfe, aus
seinen Pfützen und Sümpfen geboren und durch das Licht der Sonne
erwärmt, läßt sich kaum besser begreifen. Vielleicht seid ihr jenem
Auge Gottes am nächsten, mit dem er wohlwollend eure Fortschritte bei
der Unterwerfung der Erde betrachtet, wie er euren Rückstand an Härte
und Anpassung durch den Regen mit ihm beweint."

(aus: Helmut Barthel: Ein Zimmermann in der Wüste. Es begab sich
aber vielleicht auch ... Eine heitere Exegese neutestamentarischer
Begebenheiten, MA-Verlag 2016, Seite 37)

Ihre Schattenblick-Redaktion


10. August 2018
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/461: Klimakampf und Kohlefront - auch regional aufgestellt ... (Klimacamp im Rheinland)


Klimacamp im Rheinland - 10. August 2018

"Die Klimakrise ist auch hier spürbar"

Klimacamp im Rheinland beginnt am Samstag, 11. August am Lahey-Park bei
Erkelenz



Erkelenz. Samstag ist es soweit: Das Klimacamp im Rheinland wird wie im
Vorjahr seine Zelte hinter dem Lahey-Park aufschlagen. Das Camp findet vom
11.-22. August statt und wird in Zusammenarbeit mit Anwohnenden
organisiert. Die Zukunft des Rheinlandes steht somit besonders im Fokus: im
Programm finden sich zahlreiche Punkte, die sich insbesondere an Menschen
aus der Region richten.

"Wir laden alle Interessierten aus Erkelenz und Umgebung ein, am Sonntag
den 12. August mit uns beim gemeinsamen Abendessen den Start des Programms
zu feiern und das Klimacamp kennenzulernen", so Maja Rothe von der
Organisationsgruppe. "Der Austausch mit den Menschen vor Ort, die von
Braunkohleabbau und Umsiedlungen betroffen sind, steht im Vordergrund. Wir
wollen Strategien überlegen, wie alle Dörfer noch zu retten sind und der
Kohleausstieg vorangetrieben werden kann. Deshalb finden auch in den
folgenden Tagen jede Menge Veranstaltungen statt, welche die Geschichte des
Rheinlandes im Widerstand und neue Ideen für das Vorgehen vor Ort
thematisieren."

Geplant ist etwa am Montag, 13.08. um 20.30 Uhr eine Podiumsdiskussion mit
Anwohnenden aus dem bedrohten Dorf Keyenberg, Manfred Maresch von der
Bergbau-Gewerkschaft IG BCE und Klima-Aktiven zum Thema "Das Rheinland der
Zukunft - von lokaler und globaler Gerechtigkeit". Das lokale Programm
umfasst aber auch ein Taizé-Gebet an der Stelle des zerstörten Doms von
Immerath sowie Dokumentarfilme über die Region und Treffen, um sich über
das Erlebte im Revier auszutauschen.

"Mit der Dürre, die für die Landwirtschaft gravierende Ernteausfälle bringt
und den Gesundheitssektor vor enorme Herausforderungen stellt, ist die
Klimakrise plötzlich auch hier ganz real spürbar. Angefeuert, im wahrsten
Sinne des Wortes, wird all das durch die Zerstörung der Dörfer und
Verbrennung der Braunkohle", so Johanna Winter vom Klimacamp.

Die beiden anderen Schwerpunkte des diesjährigen Klimacamps sind das
Nachdenken über die Arbeitsweisen der Klimagerechtigkeitsbewegung sowie die
Planung von Aktivitäten für 2019 und darüber hinaus. Hierzu lädt das
europäische Netzwerk "Climate Justice Action" vom 15.-17. August zahlreiche
Gruppen und Aktive aus ganz Europa zur Konferenz "Structures for Change"
(Strukturen für den Wandel) ein, gefolgt von der "Strategiekonferenz der
Klimagerechtigkeitsbewegung des deutschsprachigen Raums" vom 17.-19.
August. Neue Perspektiven beleuchten dabei unter anderem die
"Gewerkschafter*innen für den Klimaschutz" in einem Workshop am Freitag,
17.8. um 15 Uhr. Eine Diskussion über die Zukunft des Klimacamps bildet am
Sonntag, den 19.8. ab 16 Uhr den Abschluss des offiziellen Programms. Auch
zu all diesen Veranstaltungen sind Interessierte aus der Region herzlich
eingeladen.

Das Kulturprogramm ist dieses Jahr ebenfalls geprägt von einem Blick auf
das Rheinland. Die Filmemacherin Susanne Fassbender präsentiert ihre
BRAND-Trilogie (Teil II und Diskussion mit der Regisseurin am Dienstag,
14.8., 20.30 Uhr) und der Liedermacher Gerd Schinkel aus Köln, der im
Winter mit seinem Lied über den Immerather Dom in den Schlagzeilen war,
gibt am Mittwoch, 15.8. um 21.30 Uhr ein Konzert im Zirkuszelt. Außerdem im
Programm sind Luftakrobatik und Kabarett, ein Rap-Konzert und eine Party.
Damit auch Familien an den Veranstaltungen und am Camp-Leben teilnehmen
können, wird es täglich Kinderbetreuung geben.

Das Klimacamp im Rheinland findet dieses Jahr zum neunten Mal statt und ist
Teil eines Sommers der Klimagerechtigkeit: Seit Mai gab es bereits
erfolgreiche Klimacamps in Österreich, Tschechien, Polen, im Leipziger Land
und in der Schweiz.

Eine Übersicht über das vollständige Programm des Klimacamps, Informationen
zu Anreise und Teilnahme finden sich auf der Internetseite: 

www.klimacamp-im-rheinland.de

 * 

Quelle:

Klimacamp im Rheinland

E-Mail: presse-klimacamp@riseup.net

Internet: http://www.klimacamp-im-rheinland.de/
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MELDUNG/286: Amnesty kritisiert geplante Neufassung des niedersächsischen Polizeigesetzes


Amnesty International - 9. August 2018

Amnesty kritisiert geplante Neufassung des niedersächsischen
Polizeigesetzes 



Anlässlich der Anhörung des Innenausschusses zu der geplanten Neufassung
des niedersächsischen Polizei- und Ordnungsbehördengesetzes im Landtag am
10. August 2018 erklärt Maria Scharlau, Expertin für Polizei und
Menschenrechte bei Amnesty International in Deutschland:

"Der niedersächsische Gesetzentwurf steht in einer Reihe mit geplanten
Verschärfungen der Polizeigesetze in vielen Bundesländern, die aus Sicht
von Amnesty International kritisch zu sehen sind.

Sollte der Gesetzentwurf in der derzeitigen Fassung beschlossen werden,
wird an verschiedenen Stellen gegen Menschenrechte verstoßen. Auch die
Rechtssicherheit ist nicht gewährleistet: Gleich mehrere einschneidende
Maßnahmen wie zum Beispiel die elektronische Fußfessel, aber auch
Aufenthaltsverbote und Kontaktverbote, knüpfen an eine sehr vage Definition
an, wonach die Polizei aufgrund bestimmter 'Tatsachen' oder aufgrund des
'individuellen Verhaltens' einer Person annimmt, dass sie in absehbarer
Zukunft eine terroristische Straftat begehen könnte. Alle Menschen müssen
in etwa vorhersehen können, welches Verhalten sie in das Visier der Polizei
bringen könnte - hierfür sind die Vorgaben des Gesetzentwurfs aber viel zu
vage. Der Polizei wird mit dieser unbestimmten Definition zugemutet,
zukünftig auf Grundlage vager Vermutungen handeln zu müssen.

Insgesamt schafft der Gesetzentwurf vielfältige neue Polizeimaßnahmen gegen
Menschen, die bislang nicht gegen das Recht verstoßen haben - es wird nur
vermutet, dass sie in Zukunft straffällig werden. De facto wirken viele der
polizeilichen Handlungsmöglichkeiten wie eine Bestrafung - ohne dass es ein
Verfahren oder einen Prozess gibt. Dies bedeutet auch, dass den Betroffenen
die Schutzrechte aus dem Strafverfahren nicht zustehen - wie zum Beispiel
eine garantierte anwaltliche Vertretung.

In diesem Zusammenhang ist die Verlängerung der Höchstdauer des
Polizeigewahrsams im besonderen Maße unverhältnismäßig: Bis zu 74 Tage
sollen Menschen festgehalten werden können, wenn eine angebliche
terroristische Straftat durch sie verhindert werden soll.
Sicher muss die Polizei muss jemanden in Gewahrsam nehmen können, der dabei
ist eine solche Straftat zu begehen. Die Person darf aber nicht für 74 Tage
inhaftiert werden - gegen sie muss ein Strafverfahren eingeleitet werden
oder sie gehört auf freien Fuß. Sonst werden nicht nur die Garantien des
Strafverfahrens, sondern auch die strengen Vorgaben der Untersuchungshaft
unterlaufen.

Polizeigesetze müssen so formuliert sein, dass alle Menschen vorhersehen
können, wann sie ins Visier der Polizei geraten. Sie müssen darauf
vertrauen können, dass die polizeilichen Möglichkeiten sich im Rahmen der
Menschenrechte und der Verfassung bewegen. Amnesty International fordert
die niedersächsische Landesregierung daher dazu auf, den Gesetzesentwurf so
anzupassen, dass Menschenrechte und Rechtsstaatsprinzip gewahrt bleiben."


Amnesty-Stellungnahme zum Entwurf des niedersächsischen Polizei- und
Ordnungsbehördengesetzes (NPOG) (August 2018)

https://www.amnesty.de/sites/default/files/2018-08/Amnesty-Stellungnahme-NPOG-Entwurf-Niedersachsen-August2018.pdf

 * 

Quelle:

Meldung vom 10. August 2018

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/deutschland-amnesty-kritisiert-geplante-neufassung-des-niedersaechsischen

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MUMIA/902: Vergessene Geschichte (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 917

Vergessene Geschichte

Von Mumia Abu-Jamal, August 2018



Der bekannte US-Historiker und Intellektuelle Robin Davis Gibran Kelley ist
ein talentierter und sehr produktiver Wissenschaftler und Autor. Der 1962
Geborene arbeitet nach zahlreichen Lehraufträgen an verschiedenen
Universitäten der USA heute als Professor für Amerikanische Geschichte an
der University of California in Los Angeles. Während des akademischen
Jahres 2009/10 hatte Kelley den Lehrstuhl »Harmsworth Chair of American
History« an der englischen Oxford University inne und war damit der erste
afroamerikanische Historiker in dieser Funktion, seit der Lehrstuhl 1922
eingerichtet wurde.

Kelleys Talent als Wissenschaftler war bereits zu Beginn seiner Laufbahn
vor etwas mehr als einem Vierteljahrhundert deutlich zu erkennen. Denn 1990
veröffentlichte die »University of North Carolina Press« sein Werk »Hammer
and Hoe: Alabama Communists During the Great Depression«. (dt.: Hammer und
Hacke: Alabamas Kommunisten während der Weltwirtschaftskrise). Mit »Alabama
Communists« meinte Kelley in erster Linie afroamerikanische Arbeiter,
Bergarbeiter, Landarbeiter und Gewerkschafter, die bis in die 1930er Jahre
dafür kämpften, eine kommunistische Partei aufzubauen, um sich gegen die
bewaffneten Terroristen des staatlichen Sicherheitsapparats und
faschistische Kräfte zu wehren, die Menschen angriffen, verprügelten,
vergewaltigten und erschossen, nur weil sie versuchten, sich
zusammenzuschließen und für bessere Löhne und ein besseres Leben zu
kämpfen.

Wer wusste schon davon, dass es in den 1930er Jahren Hunderte und
vielleicht Tausende von schwarzen Kommunisten in Alabama gab? Nun, Robin D.
G. Kelley ist so jemand, der die Fakten recherchierte und weitergab, und
sein Buch ist nichts weniger als eine Offenbarung. Diese ausgeblendete und
deshalb kaum bekannte Geschichte von schwarzen Revolutionären, die sich in
einer Zeit faschistischer Reaktion in den Vereinigten Staaten von Amerika
(und besonders in Alabama!) organisierten, ist etwas, das ich als
»Untergrundgeschichte« bezeichnen möchte. Das ist Widerstandsgeschichte,
über die selten berichtet und die fast wieder vergessen wurde. Sie erinnert
uns daran, dass »schwarze Geschichte« oft revolutionäre Geschichte ist, die
aber allgemein kaum als solche anerkannt wird.

lleys Buch besteht im wesentlichen aus Interviews mit ehemaligen
Parteimitgliedern und seinen Forschungsergebnissen, für die er
Mitteilungsblätter von Gewerkschaften und Dokumente von politischen Gruppen
analysiert hat, die während der Depression aktiv waren. Er gibt uns damit
wertvolle Einblicke, wie das Leben afroamerikanischer Revolutionäre in
Zeiten härtester Repression aussah.

In bestimmten Zeiten fallen uns Bücher in die Hände, die unser
Geschichtsverständnis grundlegend verändern. Dazu gehören beispielsweise
Herbert Apthekers (1915-2003) »American Negro Slave Revolts« aus dem Jahr
1943 über die Geschichte der Sklavenaufstände in den Vereinigten Staaten
oder C. L. R. James' (1901-1989) »Black Jacobins: Toussaint L'Ouverture and
the San Domingo Revolution« (1938) über die Haitianische Revolution. Diese
brillanten Werke stellten durch ihren Erkenntnisgewinn alles in den
Schatten, was ihnen vorausging, und alles, was nach ihnen veröffentlicht
wurde. Genau in diese Reihe hervorragender wissenschaftlicher Arbeiten
gehört Robin D.leys außergewöhnliches Werk »Hammer and Hoe«, das im Jahr
2015 zum 25jährigen Jubiläum mit einem aktuellen Vorwort des Autors neu
aufgelegt wurde.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 180 vom 6. August 2018

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8364: Und morgen, den 13. August 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 13.08.2018 bis zum 14.08.2018 +++






[image: Jean-Luc 8364 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Am Morgen doch trocken

und dann zieht es auf,

Jean-Luc noch zu schocken,

Sturmwetter haudrauf.
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MELDUNG/372: K21 schließt - Wiedereröffnung mit "ticketfreier Zone" am 6. September 2018 (Kunstsammlung Nordrhein-Westfalen)


Stiftung Kunstsammlung Nordrhein-Westfalen - 9. August 2018

K21 schließt: Wiedereröffnung mit "ticketfreier Zone" am 6. September 2018



Wegen dreiwöchiger Renovierungs- und Umbauarbeiten ist das K21 der
Kunstsammlung Nordrhein-Westfalen ab 13. August für Besucher geschlossen.

Die Wiedereröffnung wird am 6. September mit einer neuen Ausstellung, neuer
Sammlungspräsentation und einigen Überraschungen gefeiert. Einzelne Räume
des rundum erneuerten K21 als Museum für internationale Gegenwartskunst
können aber bereits ab dem 1. September wieder besichtigt werden.

So eröffnet am 6. September die geheimnisumwobene US-Künstlerin Lutz 
Bacher in der Bel Etage des historischen Ständehauses ihre Schau "What's 
Love Got to Do With It" (bis 6.1. 2019). Seit den 1970er Jahren nutzt die in New 
York lebende Künstlerin, die stets unter ihrem männlichen Pseudonym auftritt,
für ihre Arbeiten Fundobjekte und Bildmaterial der Populärkultur. Auszüge aus 
Groschenromanen, Pornoheften, Ratgeberliteratur und Paparazzi-Fotos finden 
sich ebenso in ihrem Werk wie ausrangierte Objekte der Warenwelt.

Vor allem seit den späten 1980er Jahren entstandene Arbeiten
internationaler Künstler aus dem Besitz der Kunstsammlung NRW sind auf zwei
Etagen ausgestellt: Die leuchtenden Groß-Dias von Jeff Wall zählen ebenso
dazu wie Videos von Marina Abramovic und Paul McCarthy, Fotokunst von
Thomas Ruff oder Thomas Struth oder Skulpturen von Katharina Fritsch und
Thomas Schütte. Neuerwerbungen stammen von Akram Zaatari und Wael Shawky.
Extra zum "Re-Opening" des K21 ist Reinhard Muchas großes Schlüsselwerk
"Das Deutschlandgerät" aufwendig technisch restauriert worden.

Unter der Kuppel hat weiterhin die spektakuläre Netzinstallation "in orbit"
von Tomás Saraceno ihren Platz, die in den vergangenen fünf Jahren rund
150.000 mutige Kletterer in schwindelnder Höhe bestiegen haben.

Kostenlos zu besuchen ist künftig das 1. Obergeschoss des K21, wo unter
anderem das Archiv der Düsseldorfer Galerie Dorothee und Konrad Fischer
eingerichtet und zugänglich gemacht wird. Die digital und im Original zu
sehenden Dokumente belegen die Pionierarbeit dieser bedeutenden Galerie
ebenso wie die Arbeit wichtiger Künstler seit den 1970er Jahren. Weitere
Räume dieser "ticketfreien Zone" sollen künftig für Vorträge oder zum Lesen
zur Verfügung stehen, um die Rolle des Museums als offenen Ort der
Begegnung zu unterstreichen.

Zur Vorbereitung auf das im Herbst beginnende Ausstellungsprojekt "Museum
Global" werden auch im K20 einzelne Sammlungsräume umgebaut.
Insbesondere die Sammlung US-amerikanischer Kunst nach 1945 in der
"Robert-Rademacher-Galerie" ist vorübergehend nicht zu sehen.
Letzte Gelegenheit haben die Besucher des K21 in dieser Woche, die
Ausstellung des Raqs Media Collective zu sehen. Diese erste
Museumsausstellung der indischen Künstlergruppe in Deutschland, eine
Reflektion über die Lebensbedingungen in der zunehmend globalisierten Welt,
geht am Sonntag (12.8.) zu Ende und war von rund 25 000 Gästen besucht
worden.

www.kunstsammlung.de

 * 

Quelle:

Stiftung Kunstsammlung Nordrhein-Westfalen

K20 GRABBEPLATZ, K21 STÄNDEHAUS, SCHMELA HAUS

Grabbeplatz 5, D-40213 Düsseldorf, Pressestelle

Telefon: + 49 (0)211.83 81-730, Fax: + 49 (0)211.83 81-120

E-Mail: presse@kunstsammlung.de

Internet: www.kunstsammlung.de
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AUSLAND/8792: Aus aller Welt - 12.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



Meral Askener als IYI-Parteichefin wiedergewählt

Die frühere türkische Innenministerin Meral Aksener bleibt Chefin der
von ihr gegründeten nationalistisch-konservativen IYI-Partei
(Gute-Partei). Auf einem Sonderparteitag am Sonntag wurde Aksener von
den Delegierten als Vorsitzende wiedergewählt. Vor den Parlaments-
und Präsidentenwahlen am 24. Juni hatten Politiker aus mehreren
Oppositionsparteien eine einzigartige Allianz gebildet, um gemeinsam
eine Chance gegen Präsident Recep Tayyip Erdogan und seine AKP zu
haben. Die Hoffnungen blieben jedoch unerfüllt. Die IYI-Partei kam
nur auf knapp zehn Prozent, Aksener auf magere 7,3 Prozent der
Stimmen. Seit dem enttäuschenden Urnengang muß die Partei zahlreiche
Rücktritte verkraften.
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JUSTIZ/8792: Kriminalität und Rechtsprechung - 12.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



Überwachungskamera zeigt Einbrecher am Werk

In Rheinland-Pfalz hat die Polizei nach monatelangen Ermittlungen
einen mutmaßlichen Serieneinbrecher gefaßt. Der 25jährige wurde mit
Hilfe einer Überwachungskamera überführt, die einen Wohnungseinbruch
in Lahnstein am Donnerstagmittag aufzeichnete. In seiner Wohnung
fanden die Beamten neben der gestohlenen Schmuckkassette weiteres
Diebesgut. Die von dem Einbrecher angerichteten Schäden bezifferte
die Polizei auf mehrere tausend Euro.
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MILITÄR/8789: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 12.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



Dutzende Tote nach schwerer Explosion in Syrien

In Sarmada in der Provinz Idlib im Nordwesten Syriens sind mehr als
30 Menschen durch eine Explosion ums Leben gekommen. Nach bisherigen
Kenntnissen detonierte ein Waffenlager im Keller eines Wohnhauses,
das vermutlich einem Händler gehörte, der mit der
Dschihadistenallianz Hajat Tahrir al-Scham zusammenarbeitete. Es
werden noch weitere Opfer unter den Trümmern vermutet, teilte die
oppositionsnahe Syrische Beobachtungsstelle für Menschenrechte mit.
Auch zwei angrenzende Häuser wurden durch die Explosion zum Einsturz
gebracht.
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POLITIK/8791: Aus Parlament und Gesellschaft - 12.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



Sarrazin droht neues Parteiausschlußverfahren

Führende SPD-Politiker wollen die Parteimitgliedschaft von Thilo
Sarrazin erneut prüfen lassen. Den Anstoß dazu gab sein neues Buch
mit den Titel: "Feindliche Übernahme: Wie der Islam den Fortschritt
behindert und die Gesellschaft bedroht." Er halte Sarrazin nicht mehr
für einen Sozialdemokraten, sagte der stellvertretende Vorsitzende
Ralf Stegner der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung. Der frühere
Senator und Bundesbank-Vorstand wird in der SPD seit längerer Zeit
als islamfeindlich kritisiert.
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SONSTIGES/8790: Tragisches und Kurioses - 12.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bergsteiger aus Österreich im russischen Nordkaukasus gestorben

Am Elbrus im Nordkaukasus ist ein Bergsteiger aus Österreich ums
Leben gekommen. Einem Bericht der Nachrichtenagentur Tass zufolge
erlitt das Opfer am Samstag auf einer Höhe von 5.000 Metern einen
Herzstillstand. Rettungskräfte bargen den Leichnam und brachten ihn
ins Tal. Beim Elbrus handelt es sich um einen erloschenen, stark
vergletscherten Schichtvulkan. Mit seinen 5.642 Höhenmetern ist er der
höchste Berg Rußlands.
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WISSENSCHAFT/7875: Aus Forschung und Technik - 12.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



NASA-Sonde Parker Solar Probe auf dem Weg zur Sonne

Mit einem Tag Verspätung hat die NASA einen Satelliten gestartet, der
unserer Sonne näher kommen soll als keine andere Sonde je zuvor. Eine
Delta-Rakete flog am Sonntag mit der rund 700 Kilogramm schweren
Sonde Parker Solar Probe vom Startkomplex Cape Canaveral in Florida
aus ins All. Eine halbe Stunde nach dem Start meldete die
US-Raumfahrtbehörde die erfolgreiche Trennung der Sonde von der
Rakete. Von der bis 2025 angesetzten Mission versprechen sich die
NASA-Forscher Erkenntnisse darüber, warum in der Corona Temperaturen
von bis zu 5,6 Millionen Grad Celsius herrschen - während die
Sonnenoberfläche nur 5.500 Grad heiß ist. Ein erster Startversuch am
Samstag mußte wenige Minuten vor dem Countdown aus technischen
Gründen abgebrochen werden.

Auch die europäische Weltraumagentur ESA plant eine
Sonnen-Expedition. Die Sonde Solar Orbiter soll sich unserem
Zentralstern bis auf 43 Millionen Kilometern nähern und den
Sonnenwind, das sogenannte Weltraumwetter, untersuchen. Nach
derzeitigem Entwicklingsstand wird der Instrumententräger
voraussichtlich im Februar 2020 auf seine siebenjährige Mission
geschickt werden können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7887: Aus aller Welt - 12.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Anrainerstaaten des Kaspischen Meeres regeln Seegrenzen

Die Anrainerstaaten des Kaspischen Meeres haben im kasachischen Aktau
ein Abkommen zum rechtlichen Status des weltgrößten Binnengewässers
unterzeichnet. Die Verhandlungen dazu begannen 1996. Hatten zunächst
nur die Sowjetunion und der Iran Zugang zum Kaspischen Meer, kamen
mit dem Auseinanderbrechen der UdSSR neben Rußland Aserbaidschan,
Kasachstan und Turkmenistan hinzu. Im Vordergrund der Verhandlungen
stand die Frage, ob es sich bei dem Gewässer um einen See oder um ein
Meer handelt, für das das internationale Seerecht gilt. Dahinter
verbirgt sich das Interesse aller Anrainerstaaten an einem möglichst
großen Anteil an den unter dem Meeresboden liegenden Ressourcen an Öl
und Gas. Außerdem wollen die kleineren Staaten ihre Ausbeute durch
Pipelines nach Europa schaffen können, welche nicht über russisches
Gebiet führen. Der russische Vizeaußenminister Karasin hatte der
Zeitung Kommersant vor Unterzeichnung des Abkommens erklärt, das
Kaspische Meer solle einen Sonderstatus bekommen. Wegen seiner Größe
könne es nicht wie ein normales Binnengewässer betrachtet werden.
Andererseits habe es keine Verbindung zu den Weltmeeren. Moskau
erwirkte die Regelung im Abkommen, daß Streitkräfte von Drittstaaten
das Kaspische Meer nicht nutzen dürfen. Irans Präsident Rouhani
berichtete der Agentur Interfax, mit der Konvention zu den Seegrenzen
und der Gewässernutzung werde die Aufteilung des Bodens und des
Untergrunds noch nicht definiert. Das Abkommen von Aktau steht unter
Vorbehalt einer Ratifizierung durch die Unterzeichnerstaaten.

12. August 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7847: Medizin und Gesundheitswesen - 12.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Das Ende der Zeitumstellung naht

Bis zum 16. August können die gut 500 Millionen EU-Bürger in einer
Onlineumfrage angeben, ob sie für die Abschaffung der Sommerzeit
sind. Verschiedene Studien hatten aufgezeigt, daß der halbjährige
Wechsel zwischen den Zeiten gesundheitlich für nicht wenige eine
starke Belastung darstellt. Insbesondere das Herz-Kreislauf-System 
soll in Mitleidenschaft gezogen werden. Estland hat sich inzwischen 
für ein Ende von Winter- und Sommerzeit ausgesprochen. Wie das 
Deutsche Ärzteblatt berichtete, hat die Regierung in Tallinn einen
entsprechenden Beschluß verabschiedet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7875: Kriminalität und Rechtsprechung - 12.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Angriffe auf Asylbewerber leicht rückläufig

Im ersten Halbjahr 2028 wurden in Deutschland 627 Angriffe auf
Geflüchtete und 77 Übergriffe auf deren Unterkünfte registriert. Das
gab das Bundesinnenministerium auf eine Kleine Anfrage der
Linksfraktion bekannt. Zeitungen der Funke Mediengruppe berichteten
davon. Demnach ist die Zahl der fremdenfeindlichen Attacken gegenüber
dem Vorjahr zurückgegangen, nichtsdestotrotz sind 120 Menschen
verletzt worden. Neben gefährlicher Körperverletzung und schwerer
Brandstiftung zählen zu den Delikten unter anderem auch
Sachbeschädigung, Volksverhetzung, Beleidigung und Verstöße gegen das
Waffengesetz. Im Vergleichszeitraum des Vorjahres waren 642mal
Asylbewerber außerhalb von Flüchtlingsunterkünften angegriffen
worden. Dabei wurden 123 Menschen verletzt. Die Unterkünfte wurden
153mal attackiert. Aufs Jahr gerechnet gab es 2200 derartige
Angriffe. 2016 wurden noch über 3500 gezählt.
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KULTUR/7799: Sprache, Kunst und Medium - 12.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Einflußreicher Dokumentarfilmer Klaus Wildenhahn gestorben

Mit 88 Jahren ist am Donnerstag der frühere Dokumentarfilmer Klaus
Wildenhahn in Hamburg gestorben. Der gebürtig Bonner entdeckte für
sich erst mit knapp 30 Jahren den Film als politisches
Ausdrucksmittel. 1959 konnte er als Regieassistent beim Norddeutschen
Rundfunk (NDR) einsteigen. Ein Jahr später arbeitete er bereits als
Kameramann und Realisator für das politische Fernsehmagazin Panorama.

Später wechselte Wildenhahn in die NDR-Fernsehspielabteilung, für die
er an die 60 eigene Dokumentarfilme realisierte. Als stilbildend galt
damals seine spontane Vorgehensweise, bei der er lange Passagen ohne
Schnitt mit seiner 16-mm-Handkamera aufnahm. Mit dieser Direct Cinema
genannten Technik, die von den aufgenommenen Personen als weniger
störend empfunden wurde, gewann er etliche Auszeichnungen. Als
Redakteur arbeitete Wildenhahn bis zu seiner Pensionierung für das
Bildungsprogramm von NDR3.

Parallel zu seiner Filmarbeit war Wildenhahn als Hochschullehrer und
Dozent im Bereich Dokumentarfilm tätig.
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MILITÄR/7865: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 12.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Waffendepot in syrischer Aufständischenhochburg explodiert

In der syrischen Stadt Sarmada in der Provinz Idlib sind am
Sonntagmorgen bei einer Explosion zwei Wohnhäuser zerstört worden. Dabei
wurden mindestens 39 Menschen getötet. Weitere Opfer wurden gesucht,
wie die Syrische Beobachtungsstelle für Menschenrechte aus
Großbritannien meldete. In den Gebäuden soll sich das Lager eines
Waffenhändlers des islamistischen Rebellenbündnisses Haiat Tahrir
al-Scham (HTS) befunden haben, verlautete aus Zivilschutzkreisen.
Idlib im Süden des Landes wird großenteils vom islamistischen HTS
kontrolliert. Die syrischen Streitkräfte haben eine Offensive zur
Rückeroberung der Provinz gestartet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7879: Aus Parlament und Gesellschaft - 12.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Merkel spricht mit Spaniens Premier Sánchez über Migrationspolitik

Bundeskanzlerin Angela Merkel hält das Dublin-Abkommen für nicht
funktionsfähig. Theoretisch dürfte nie ein Migrant oder ein
Flüchtling in Deutschland ankommen, sagte die Kanzlerin nach einem
Treffen mit Spaniens Ministerpräsidenten Pedro Sánchez in Sanlúcar de
Barrameda an der Costa de la Luz. Das Dublin-Abkommen sieht vor, daß
Schutzsuchende nur in dem Land einen Asylantrag stellen können, in
dem sie zum erstenmal EU-Territorium betreten haben. Bei dem
zweitägigen informellen Treffen von Merkel und Sánchez ging es unter
anderem um Wege zur Einschränkung des Zuzugs von Migranten aus
Nordafrika nach Spanien. Merkel sagte Spanien Unterstützung in
Brüssel zu, wenn es um mehr Geld für den sogenannten Schutz der
EU-Außengrenzen geht. Bundesregierung und neue spanische Regierung
haben bereits Absprachen getroffen, wonach Asylsuchende binnen 48
Stunden von Deutschland nach Spanien rücktransferiert werden können,
wenn sie dort einen Asylantrag gestellt hatten. Die Regelung wird
verschwindend wenige Menschen betreffen. Entsprechend sieht Merkel
den Wert des Abkommens in dem Zeichen, daß Deutschland und Spanien
auf europäische Lösungen setzen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7849: Tragisches und Kurioses - 12.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Einzelne Welle beschädigt Helgoland-Fähre

Der erst Ende April in Dienst gestellte Trimaran "Halunder Jet" ist am
Sonnabend auf der Rückfahrt von Helgoland nach Hamburg nördlich von
Neuwerk von einer einzelnen Welle schwer durchgerüttelt und auf dem
Außendeck beschädigt worden. Verletzte gab es glücklicherweise nicht.

Wie laut Radiosender NDR 90,3 Augenzeugen berichteten, sei die knapp
fünf Meter hohe Fähre in der Elbmündung direkt in eine hohe Wasserwand
gefahren. Der Bug wurde nach unten gedrückt und das Schiff habe einen
solchen Schlag erhalten, daß der Rumpf erzitterte.

Nach der Ankunft in Hamburg stellte sich heraus, daß eine Reling auf
dem Oberdeck abgerissen war. Durch die Wucht des Wassers war das
Stahlgeländer an den Seiten nach innen gebogen worden.

Wegen des starken Seegangs - ein Nachspiel des Unwetters von
Donnerstagabend - war das offene Oberdeck des Trimarans für die
Passagiere gesperrt.
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SOZIALES/7876: Arbeit, Soziales und Familie - 12.08.2018 (SB)




VOM TAGE



EVG schlägt Körperkameras für Bahnpersonal vor

Die Bahngewerkschaft EVG schlägt der Deutschen Bahn vor, Zugbegleiter
mit Körperkameras auszustatten. Ein Pilotversuch könnte bei der
Regionalbahn in Nordrhein-Westfalen stattfinden. Von dort werden häufig
Übergriffe von Fahrgästen auf das Zugpersonal gemeldet. Sollte der
Testlauf erfolgreich sein, könnten laut EVG Körperkameras
flächendeckend im gesamten Nahverkehr und bei allen Bahnen eingesetzt
werden. Das Tragen von Körperkameras soll ausschließlich auf
freiwilliger Basis erfolgen.
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UMWELT/7858: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 12.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Am Schwarzberg brennt es weiter

Es bleibt dabei. Der Brand im Bergwald oberhalb von Oberaudorf
bereitet den Behörden weiter Sorgen. Noch immer ist es ihnen nicht
gelungen, die Lage am Schwarzberg abschließend einzuschätzen. Immer
wieder stoßen die Einsatzkräfte von Feuerwehr und Bergwacht dpa
zufolge auf einzelne Glutnester im torfhaltigen Boden. Um die
unterschiedlichen Einsatzkräfte zentral über das Landratsamt
koordinieren und alle nötigen Ressourcen anfordern zu können, hat es
den Katastrophenfall ausgerufen.
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WIRTSCHAFT/7864: Märkte und Finanzen - 12.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Nord Stream 2 schlägt Dänemark neuen Streckenverlauf vor

Der Bau der Gaspipeline Nord Stream 2 von Rußland durch die Ostsee
nach Deutschland ist von allen betroffenen Ländern genehmigt worden.
Nur Dänemark hat der neuen, parallel zur bestehenden Pipeline Nord
Stream verlaufenden Leitung durch seine Hoheitsgewässer bislang nicht
zugestimmt. Im Parlament von Kopenhagen ist die Novelle über ein
Veto-Recht der Abgeordneten anhängig. Sollte das Gesetz verabschiedet
werden, könnte das Parlament den Bau verhindern, soweit Dänemark
tangiert ist. Vorsichtshalber hat der Pipelinebauer der dänischen
Regierung einen Alternativvorschlag für den Streckenverlauf
unterbreitet. Demnach könnte die Röhre nordwestlich von Bornholm
verlegt werden. Sie würde dann zwar die dänische Wirtschaftszone
queren, nicht jedoch dänische Hoheitsgewässer. Der dänischen
Energiebehörde zufolge wird der Antrag auf den neuen Streckenverlauf
geprüft. Ungeachtet dessen hält die Projektgesellschaft Nord
Stream 2 an den bisherigen Bauplänen entsprechend dem Antrag vom
April 2017 fest.
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WISSENSCHAFT/7881: Aus Forschung und Technik - 12.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Sonde auf dem Weg zur Sonne

Auch wenn die US-Raumfahrtbehörde NASA zur Zeit aus eigener Kraft
keine Astronauten ins Weltall bringt, ist man auf dem Weltraumbahnhof
Cape Canaveral in Florida nicht untätig. Wie dpa gerade meldete,
startete von dort eine Delta IV Heavy-Rakete, die die Sonde Parker
Solar Probe Richtung Sonne transportieren soll. Verläuft alles nach
Plan, soll die kleinwagengroße Sonde, die geschützt von einem fast
zwölf Zentimeter dicken Karbonpanzer mehr Hitze und Strahlung
aushalten soll als je ein Flugkörper zuvor, in der äußeren Schicht
der Sonnenatmosphäre, der Korona, Daten sammeln. Durch diese wollen
die NASA-Wissenschaftler verstehen, warum die Korona um ein
Vielfaches heißer ist als die Oberfläche der Sonne und somit der
Stern funktioniert.
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PRESSEKONFERENZ/1722: Kanzlerin Merkel und der spanische Ministerpräsident Pedro Sánchez, 11.08.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Sanlúcar de Barrameda - Samstag, 11. August 2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem spanischen Ministerpräsidenten Pedro Sánchez

(Die Ausschrift des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der Simultandolmetschung)



MP Sánchez : Schönen guten Nachmittag allerseits und vielen Dank, dass Sie
zu dieser Pressekonferenz gekommen sind. Zunächst einmal möchte ich mich
bei der deutschen Bundeskanzlerin, Frau Merkel, für ihre heutige
Anwesenheit hier in Spanien und dafür bedanken, dass sie aus Berlin hierhin
gereist ist. Das ist natürlich eine Anstrengung, für die wir dankbar sind.
Unsere Regierung misst dem Treffen von heute große Bedeutung bei.

Die spanische Regierung ist eine europäisch orientierte Regierung, und
Deutschland gehört eben auch zu Europa. Europa braucht Deutschland, und wir
zählen auch auf den Einsatz der deutschen Kanzlerin für Europa. Vielen Dank
für Ihr Kommen, Frau Kanzlerin!

Wie sind hier in Andalusien. Wir haben eine lange Geschichte. Wir haben
viel Natur. Die spanische Geschichte und die europäische Geschichte lassen
sich hier in Sanlúcar de Barrameda ablesen, auch hier in diesem Gebäude,
dem Palast der Grafen de Medina Sidona, wo viele Generationen ihre Spuren
hinterlassen haben. Später werden wir bei Ihrem Besuch auch noch die
Gelegenheit haben, uns die Natur ein bisschen anzusehen. Der Nationalpark
Coto de Doñana ist natürlich sehr, sehr schön und von bezaubernder
Schönheit. Er ist natürlich auch ein Symbol für das Europa, das wir in den
letzten Jahrzehnten errichtet haben, mit Werten wie beispielsweise dem
Schutz der Artenvielfalt und auch der Nachhaltigkeit.

Das ist ein Europa der Werte. Vor drei Jahrzehnten ist Spanien diesem
Europa beigetreten, also viel später, als es eigentlich aufgrund unserer
Geschichte und Überzeugung der Fall hätte sein sollen. Aber wir haben diese
Reise zurückgelegt, wir sind jetzt in Europa angekommen und bleiben auch in
Europa. Wir sind europäisch orientiert. Die spanische Gesellschaft hat
Europa immer mit Fortschritt identifiziert, mit sozialer Gerechtigkeit, mit
Demokratie, mit Freiheit und mit Stabilität. Die spanische Demokratie und
auch das Spanien der Autonomen Regionen orientieren sich natürlich an der
Bundesrepublik Deutschland, und wir alle sind natürlich mit Europa
verzahnt. Es hat uns eine lange Zeit und viel Anstrengungen gekostet, nach
Europa zu kommen, und deswegen setzt sich Spanien auch für dieses
gemeinsame Werk der Europäischen Union so stark ein.

Das ist auch ein bisschen der Sinn unseres Treffens, des Treffens der
deutschen Bundeskanzlerin und mir. Wir sind hier, weil wir eine gleiche
Vision bezüglich der Kraft des europäischen Projektes haben, um auf die
weltweiten Herausforderungen einzugehen, die vor uns liegen. Wir sind der
Ansicht, dass das europäische Projekt jetzt, aber auch in Zukunft und für
die zukünftigen Generationen Wert hat. Wir sind hier, weil Deutschland und
Spanien an den Fortschritt Europas glauben, nicht an einen Rückschritt. Um
so einen Fortschritt zu erreichen, brauchen wir einen europäischen Dialog,
natürlich unter Einschluss Deutschlands und Spaniens.

Wir haben von der Gegenwart gesprochen, von der Aktualität, was dringliche
Fragen angeht, also zum Beispiel die Herausforderung der Migration. Ich
denke, das wird sicherlich auch noch in der Pressekonferenz zur Sprache
kommen. Wir haben auch von der Zukunft der Europäischen Union gesprochen,
davon, wie die Europäische Union morgen aussehen sollte. Deswegen standen
auf unserer Tagesordnung auch die Wirtschafts- und Währungsunion, der
mehrjährige Finanzrahmen und viele andere Fragen, die sicherlich auch noch
in der Pressekonferenz zur Sprache kommen werden.

Im Wesentlichen haben wir davon gesprochen, wie Deutschland und Spanien
Beiträge zur Stärkung der Fundamente der Europäischen Union leisten können.
Alle europäischen Mitgliedstaaten brauchen die Europäische Union, und
Europa braucht die Führung Deutschlands. Wir brauchen keine taktischen
Rückzüge. Wir müssen auch den Opportunismus derjenigen abweisen, die in die
Vergangenheit zurückkehren wollen. Das ist eigentlich die Herausforderung,
die wir in den europäischen Gesellschaften zu meistern haben, nicht die
Herausforderung der Migration.

Wir brauchen eine gemeinsame europäische Sichtweise bezüglich dieses
Phänomens, vor dem Spanien natürlich aus geografischen Gründen in erster
Linie steht. Das ist aber natürlich ein Phänomen, das den gesamten
europäischen Kontinent betrifft. 14 Kilometer sind es, die die spanischen
Küsten, also die europäischen Küsten, von Nordafrika trennen. Aber es gibt
eine sehr viel größere Distanz zwischen beiden Erdteilen bezüglich der
wirtschaftlichen Entwicklung, der sozialen Entwicklung, des Schutzes der
Menschenrechte und der wirtschaftlichen Stabilität. Je größer dieser
Abgrund ist, desto größer wird die Tragödie im Mittelmeer sein. Wir müssen
diesen Abgrund irgendwie zuschütten, ihn verringern. Das ist, glaube ich,
eine der größten Aufgaben der Europäischen Union, kurz- und mittelfristig
gesehen. Das ist etwas, das wir nur schaffen können, wenn wir eine
gemeinsame Vision haben, nicht im Alleingang der einzelnen Mitgliedstaaten
der EU.

Spanien und Deutschland eint diese gemeinsame Vision, und das ist etwas,
das ich heute noch einmal bekräftigen möchte, weil das die Grundlage ist,
auf der wir die gemeinsame Migrationspolitik betrachten. Wir möchten mehr
Dialog und mehr Kooperation mit den Herkunfts- und Transitländern,
natürlich insbesondere mit Marokko; das ist hierbei ein wichtiger
Bündnispartner. Spanien stützt sich dabei auch auf die deutsche
Unterstützung und den deutschen Willen diesbezüglich. Deswegen möchte ich
mich auch bei der deutschen Bundeskanzlerin, Frau Merkel, dafür bedanken,
dass sie dieses Thema so stark verfolgt. Das ist also ein Thema höchster
Aktualität und betrifft natürlich auch die europäische Solidarität. Auf
diese Weise ist Europa aufgebaut: auf Solidarität und Verantwortlichkeit.

Natürlich geht es auch darum, die Wirtschaftsunion zu vervollständigen und
die Sozialunion herbeizuführen. Das sind auch Themen gewesen, die wir
besprochen haben.

Zum Abschluss darf ich noch sagen, dass unsere Regierung aktiv an der
Debatte bezüglich der Zukunft der Europäischen Union teilnehmen will. Das
ist auch ein Wunsch, den die Bürgerschaft Spaniens mitträgt. Wir sind auch
überzeugt, dass ein stärkeres Europa natürlich auch die einzelnen
Gesellschaften, die Teile davon sind, stärkt. Eingangs sagte ich ja, dass
Spanien einige Zeit gebraucht hat, in Europa anzukommen. Aber es ist jetzt
angekommen und möchte in Europa bleiben - nicht nur, um da zu sein, sondern
auch, um etwas zu tun, um Fortschritte für ein vereintes und starkes Europa
zu erreichen. Ich denke, Deutschland und Spanien haben viel zu sagen und
viel zu tun, und das machen wir mit einem wirklich hieb- und stichfesten
Europäismus.

Nach diesen einführenden Worten darf ich noch einmal die Frau
Bundeskanzlerin Angela Merkel hier in Andalusien begrüßen. Es ist eine
Ehre, Sie hier begrüßen zu dürfen. Ich hoffe, Sie fühlen sich bei uns wie
zu Hause. Bitte schön!

BK'in Merkel: Sehr geehrter Ministerpräsidenten, lieber Pedro Sánchez, ich
freue mich natürlich, dass ich so kurz nach dem Antrittsbesuch, den Du in
Berlin gemacht hast, jetzt diese Einladung bekommen habe, hier ein Stück
spanischer Kultur und Geschichte kennenzulernen. Denn hier, in Sanlúcar de
Barrameda, diesem historischen Ort, sind wir wirklich an einem
wunderschönen Teil europäischer Geschichte angelangt. Auch dass ich im
Zusammenhang mit dem Nationalpark Doñana etwas von den Schönheiten Spaniens
sehen kann, ist natürlich sehr gut.

Aber unser Treffen findet auch in einer Phase statt, in der wir in Europa
miteinander viel zu besprechen haben. Es ist sehr gut, zu wissen, dass wir
nicht nur exzellente bilaterale Beziehungen haben, sondern dass die
deutsche Regierung und die spanische Regierung auch den gleichen Ansatz
bezüglich der Lösung der großen Fragen für Europa teilen. Wir glauben, dass
wir als europäische Mitgliedstaaten nur gemeinsam stark sind und die
Herausforderungen bewältigen können. Das betrifft die Frage unserer
wirtschaftlichen Zukunft, auch getrieben durch die Digitalisierung. Das
betrifft den multilateralen Ansatz zur Lösung von Themen wie dem
Klimawandel oder auch gegenseitiger Handelsfragen. Wir verstehen, dass wir
als Europäer gemeinsam stärker sind, als wenn jedes Mitgliedsland alleine
versucht, diese Probleme zu lösen und dabei keinen Erfolg haben kann.

Wir haben natürlich in ganz besonderer Weise auch das Thema der Migration
besprochen, weil es sozusagen auch so etwas wie der Nukleus der Frage ist,
ob wir als Europäische Union auch mit großen Herausforderungen
fertigwerden. Mich freut sehr, dass Deutschland und Spanien hier einen
gemeinsamen Ansatz haben. Hier an diesem Ort sind wir, wie du schon gesagt
hast, wenige Kilometer von der afrikanischen Küste entfernt. Ähnliches kann
man in Malta sehen, Ähnliches kann man in Sizilien sehen. Insofern ist das
eine Herausforderung, die wir gemeinsam zu bewältigen haben, und kein Land
kann sich vor dieser Aufgabe drücken. Kein Land kann dieser Aufgabe
ausweichen, egal, ob es jetzt Spanien ist, das Primärankunftsland mit einer
Route der Migration, die im Augenblick zahlenmäßig zunimmt, oder ob es
Deutschland mit der Sekundärmigration ist, mit der wir uns natürlich auch
zu beschäftigen haben.

Deshalb möchte ich als Erstes ein herzliches Dankeschön dafür sagen, dass
Spanien mit Deutschland ein Abkommen abgeschlossen hat, sodass wir mehr
Ordnung auch in die Sekundärmigration bringen können. Das zeigt, dass wir
der Überzeugung sind, nur gemeinsam die Probleme lösen zu können. Genauso
wollen wir euch in den Verhandlungen mit Marokko unterstützen. Genauso
haben wir unseren Beitrag in den europäischen Trust-Fonds für Afrika
eingezahlt, gerade für die Länder Tunesien und Marokko, weil sie
Unterstützung bei der Grenzsicherung brauchen, weil sie Unterstützung im
Know-how brauchen, aber auch weil sie Entwicklungszusammenarbeit brauchen.
Denn wenn die Differenz zwischen den Perspektiven Afrikas und den
Perspektiven Europas zu groß ist, dann werden die Ursachen von Migration
und Flucht nicht zu bewältigen sein.

Insofern sind wir dafür, dass wir auch hier eine ganz enge Kooperation mit
den Ländern Afrikas haben, die natürlich ehrlich sein muss, aber die auch
davon ausgehen muss, dass beide Seiten gewinnen und dass beide Seiten etwas
davon haben, dass Schleppern und Schleusern das Handwerk gelegt wird und
dass wir zu legaler Kooperation unserer Regierungen kommen. Deshalb reicht
es nicht aus, wenn wir über Afrika sprechen, sondern wir müssen mit Afrika
sprechen. Das war heute auch die Tendenz, die wir in unseren Gesprächen
gemeinsam hatten und mit der wir auch zu dem informellen Rat, der im
September in Salzburg unter der österreichischen Präsidentschaft
stattfinden wird, fahren werden. Wir werden das auch gemeinsam mit anderen
Ländern vorbereiten.

Wir haben uns natürlich genauso mit den Handelsfragen gerade mit Blick auf
die USA befasst. Wir sind beide der Meinung, dass es eine sehr wichtige
Reise von Jean-Claude Juncker war und dass es sehr wichtig war, dass
zwischen Präsident Donald Trump, der amerikanischen Administration und der
Europäischen Kommission jetzt doch Verhandlungen stattfinden. Wir haben uns
über die Zukunft der Eurozone, die Wirtschafts- und Währungsunion und auch
die Notwendigkeit einer mittelfristigen finanziellen Vorausschau
unterhalten.

Insgesamt war es also ein sehr wichtiges Gespräch im Geiste der gemeinsamen
Einstellung, dass Europa Teil der Lösung sein muss, dass Europa
lösungsorientiert arbeiten muss und dass unser Schicksal für die Menschen
in Spanien genauso wie für die Menschen in Deutschland nur dann auf Dauer
gut gestaltet werden kann, wenn wir zusammenarbeiten und nicht
gegeneinander arbeiten.

Deshalb danke ich für diese Einladung, und natürlich freue ich mich nachher
auch auf den Teil, der mir die Natur etwas stärker nahebringen wird; denn
das die Erhaltung der Natur, die Erhaltung unseres Klimas ist auch etwas,
das uns natürlich sehr beschäftigt. Auch hierbei müssen wir
zusammenarbeiten.

Frage: Ich möchte die Frage beiden stellen. Deutschland, Spanien,
Frankreich und Portugal sind wohl die Länder, die gegen die
Fremdenfeindlichkeit in Europa vorgehen wollen, eine Achse bilden wollen.
Was, glauben Sie, können Sie bezüglich dieses Themas machen, auch
angesichts der steigenden Fremdenfeindlichkeit in Italien?

Eine weitere Frage: Was geschieht mit Marokko? Was verlangt Marokko denn?
Wie sind denn die Wünsche Marokkos?

MP Sánchez: Vielen Dank, Carlos! - Zu der Frage nach Marokko: Da haben wir,
die deutsche Bundeskanzlerin und ich, beim Arbeitsessen zusammen
festgestellt, dass Marokko ein wichtiger Bündnispartner der EU ist.
Zweitens unterliegt natürlich auch Marokko dem Flüchtlingsdruck der
Migranten aus der Subsahara. Insofern geht es um eine verstärkte
Zusammenarbeit mit Herkunftsländern und auch mit Transitländern. Marokko
ist ja beispielsweise ein Transitland. In den Schlussfolgerungen des
Europäischen Rates ist ja auch festgestellt worden, dass sich alle
Mitgliedstaaten für eine verstärkte Zusammenarbeit mit Marokko engagieren,
weil Marokko eben eine zentrale Rolle bei dem Ordnen der Flüchtlingsströme
spielt.

Zur zweiten Frage: Die deutsche Bundeskanzlerin hat ja klar gesagt, welche
Vision unsere beiden Regierungen in die Europäische Union tragen wollen. Es
muss eine disziplinübergreifende Vision sein, transversal und holistisch.
Natürlich müssen wir von Grenzkontrollen und vom Aufnehmen der Migranten,
die über das Meer kommen, sprechen. Darüber müssen wir sprechen. Aber wir
müssen auch über die Sekundärmigration sprechen. Da brauchen wir eine
verstärkte Zusammenarbeit der Europäischen Union mit den afrikanischen
Staaten, insbesondere auch mit den nordafrikanischen Staaten, in Bezug auf
die Entwicklungspolitik und auf die Schaffung von Stabilität, um dort
Chancen für die Jugendlichen dieser Länder zu schaffen.

Was möchte ich damit sagen? Die Sichtweise der deutschen und der spanischen
Regierung bezüglich der Migration beschränkt sich nicht auf eine einzige
Politik. Es geht um einen holistischen, transversalen Ansatz hierzu. Es
geht darum, wie die Flüchtlingsströme geordnet werden können und wie man
diese weltweite Herausforderung meistern kann - gemeinsam als Europa,
aufgrund von gemeinsamen Visionen und aufgrund von gemeinsamen Ansätzen.
Das muss eben auch transversal angegangen werden, transversaler, als es
bisher geschehen ist. Das ist der Ansatz, den die spanische Regierung
verfolgt, und die deutsche Regierung trägt das ja auch mit. Ähnliches ist
auch von europäischen Institutionen zu hören.

Manche Medien haben sich überrascht davon gezeigt, dass Spanien ein
Abkommen mit Deutschland bezüglich der Sekundärmigration unterzeichnet hat.
Spanien möchte nicht nur Solidarität einfordern, sondern bietet sie
bezüglich der Lösung des Migrationsthemas auch an. Wir fordern Solidarität
bezüglich der Herausforderungen, die wir als Ankunftsland für viele
Migranten zu meistern haben, aber wir sind auch bereit, Solidarität
bezüglich des Themas der Sekundärmigration zu begründen, das ja
hauptsächlich Deutschland betrifft. Ich habe selbst schon gesagt, und die
Kanzlerin hat es ja auch bekräftigt, dass wir dieses bilaterale Abkommen
mit Deutschland gutheißen. Wir wollen natürlich auch Verantwortung
hinsichtlich der Sekundärmigration übernehmen; das ist ja auch eine
deutsche Forderung gewesen.

BK'in Merkel: Die Europäische Union ist ja nicht irgendeine Assoziation,
sondern die Europäische Union ist auf gemeinsamen Werte gegründet worden.
Dazu gehört die Achtung der Menschenwürde, und das muss sich auch in all
unseren Taten egal, ob nach innen oder nach außen immer wieder zeigen. Der
Einsatz für Menschenrechte, aber auch die Würde jedes einzelnen Menschen
sind ernst zu nehmen. Das heißt natürlich auch, dass wir legale Strukturen
dafür brauchen. Rassismus steht den Grundwerten der Europäischen Union
einfach entgegen und ist mit ihnen nicht vereinbar. Deshalb heißt es,
rassistischen Tendenzen, die wir leider in allen Mitgliedstaaten haben,
entschieden entgegenzutreten. Ich glaube, für Deutschland und Spanien sagen
zu können, dass wir das auch tun. Ich versuche das jedenfalls in meiner
Politik, und die Bundesregierung tut das auch im täglichen Eintreten für
die grundlegenden Menschenrechte.

Was Marokko anbelangt, so ist Marokko ein Land, das im Zusammenhang der
Migration eine wichtige Rolle spielt, aber auch ein Partner, mit dem wir
wirtschaftliche Entwicklung vorantreiben. Deutschland pflegt eine lange
Entwicklungszusammenarbeit mit Marokko; wir haben enge Kontakte. Wir
wissen, dass Spanien durch die regionale Nähe und durch die Geschichte
einfach noch sehr viel engere Beziehungen hat. So haben wir heute auch
verabredet, koordiniert, aber durchaus auch unter spanischer Führung mit
Marokko zusammenzuarbeiten. Deutschland wird seinen Beitrag leisten, wo
immer Marokko Unterstützung braucht. Denn Marokko hat wiederum auch die
Aufgabe, mit den Herkunftsländern zusammenzuarbeiten, die ja oft jenseits
der marokkanischen Grenzen liegen. Deutschland hat in den letzten Jahren
schon damit begonnen, sich viel intensiver auch mit afrikanischen Ländern
zu befassen und auch eine Partnerschaft zu bilden. Wir haben heute über die
Partnerschaft mit Niger gesprochen, die auch von Spanien unterstützt wird.

So ist meine Vorstellung, dass wir nicht alle das Gleiche tun müssen,
sondern ein Land wie Spanien kann sich sehr intensiv mit Marokko
beschäftigen wir unterstützen das , und ein Land wie Deutschland kann dann
vielleicht mit Ghana oder einem anderen Land zusammenarbeiten. Wir brauchen
nicht alle das Gleiche zu tun, aber es sollte immer in dem gleichen
europäischen Interesse geschehen - nicht Deutschland nur für sich und
Spanien für sich, sondern wir alle für Europa und für die Bewältigung der
Herausforderungen.

MP Sánchez: Es geht nicht um die Menge des Geldes; das hat auch die
Bundeskanzlerin gesagt. Es geht um die lange Erfahrung der Zusammenarbeit
hinsichtlich der Entwicklungshilfe seitens Spaniens gegenüber Marokko und
seitens der Europäischen Union. Wir stellen viele Ressourcen für das
Königreich Marokko bereit, auch bezüglich der Grenzkontrolle. Darüber
führen wir auch Gespräche mit der Europäischen Kommission, um
Wirtschaftsressourcen freizumachen, die Marokko in die Lage versetzen,
Material zu kaufen, um effizienter bei der Grenzkontrolle vorgehen zu
können, also beispielsweise auch beim Ablegen der Flüchtlingsboote an den
marokkanischen Küsten in Richtung Spanien.

Aber das zu beziffern, wäre nicht angemessen. Wenn wir von
Wirtschaftsressourcen sprechen, die nach Marokko und nach Tunesien gehen,
dann ist es wirklich so, dass das beträchtliche Beträge sind. Es geht also
nicht nur um die Migrationspolitik, sondern auch um die Entwicklungspolitik
und andere politische Bereiche, die mit der Entwicklung dieser
Gesellschaften zu tun haben.

Frage: Ich habe eine Frage an die Bundeskanzlerin. Spanien nimmt immer mehr
Migranten auf, die hier direkt in der Nähe über die Straße von Gibraltar
nach Spanien kommen. Viele ziehen dann in Richtung Frankreich bzw.
Deutschland weiter. Erwartet Deutschland von Spanien, dass man die
Migranten hier aufhält bzw. sie in ihre Herkunftsländer zurückschicken
wird?

BK'in Merkel: Wir alle erleben doch, dass das bisherige Dublin-System, das
im Zusammenhang mit der Freizügigkeit im Rahmen des Schengen-Abkommens
besteht, nicht funktionsfähig ist. Nach der Theorie dürfte nie ein Migrant
oder Flüchtling in Deutschland ankommen. Das entspricht aber nicht der
Realität. Deshalb müssen wir doch als Mitgliedstaaten der Europäischen
Union zumindest die, die im Schengen-Raum zusammen sind daran arbeiten, ein
faires Verteilsystem zu finden und gemeinsam die Rückführung zu
organisieren, die für Menschen notwendig ist, die kein Recht auf einen
dauerhaften Aufenthalt in unseren Mitgliedstaaten brauchen. Das bedeutet,
dass wir mit den Herkunftsländern sprechen und mit ihnen Partnerschaften
aufbauen, wie wir das zum Beispiel mit der Türkei gemacht haben, wie wir es
mit Libyen tun, wie es jetzt mit Marokko verhandelt wird, wie wir es mit
Tunesien tun und wie wir es sicherlich auch mit Algerien, aber dann auch
mit den Herkunftsländern tun müssen, also Senegal, Côte d'Ivoire und wie
sie alle heißen. Jedes Land hat andere Erwartungen, und nur dann, wenn
daraus eine Win-win-Situation wird, wird man die Rückführung überhaupt
schaffen können.

Diejenigen, die ein Recht auf Bleiben haben, müssen dann aber auch
innerhalb Europas fair verteilt werden, und mit dieser Frage beschäftigen
wir uns ja unentwegt. Da haben wir noch keine Lösung gefunden. Aber je mehr
Länder der Meinung sind, dass man eine faire Lastenteilung auch für
diejenigen braucht, die dauerhaft bei uns bleiben können, weil sie eben ein
Anrecht auf Asyl oder auf den Status als Bürgerkriegsflüchtlinge haben Das
muss die Europäische Union erreichen, da mit Recht von den Ankunftsstaaten
gesagt wird: Schaut einmal, das ist doch eine Herausforderung für uns alle.
Es kann doch nicht die geografische Lage innerhalb Europas diese Aufgabe
nur einem Land, zwei oder drei Ländern zuweisen; denn profitieren tun wir
ja auch alle von der Freizügigkeit.

Das ist offensichtlich das dickste Brett. Es wird sich auch besser lösen
lassen, wenn alle wissen, dass wir die, die kein Bleiberecht haben, auch
wieder zurückführen können. Wir sehen ja auch, dass wir sowohl bei der
Türkei als auch bei Libyen schon Erfolge erreicht haben, nämlich dass sich
Menschen gar nicht auf den unsicheren Weg machen. Denn für die Flüchtlinge
und Migranten ist es ja auch eine sehr unsichere Sache, wenn man sich die
Tausenden Toten im Mittelmeer anschaut, die es immer wieder gibt, wenn sich
Menschen in riesige finanzielle Abhängigkeiten und in Lebensgefahr begeben.

Wir glauben, dass diese Aufgabe für Europa lösbar ist, und in dem Geist der
Partnerschaft wollen wir sie lösen. Deshalb ist die Herausforderung der
Primärmigration, wie man sagt, also der Ankunftsstaaten, eine, die genauso
ernst wie die Herausforderung der Sekundärmigration genommen werden muss.
Beides muss dann zu einer fairen Aufgabenteilung zwischen allen
Mitgliedstaaten führen.

Frage: (auf Spanisch; wurde nicht gedolmetscht)

MP Sánchez: Zunächst einmal darf ich sagen, dass sich die spanische
Regierung voll und ganz bewusst ist, dass die nicht begleiteten
Minderjährigen eine große Herausforderung darstellen. Migration ist ja
nicht etwas, das mit dieser neuen Regierung auf den Plan getreten ist,
sondern die Migrationspolitik ist jetzt das Neue. Dabei geht es auch um die
unbegleiteten Minderjährigen. Da wird es eine Einigung geben. Irgendwann
wird es so etwas geben. Etwas anderes können wir uns gar nicht vorstellen.
Wir hoffen, dass wir eine gemeinsame Vision bezüglich dieses gemeinsamen
Phänomens der unbegleiteten Minderjährigen entwickeln können. Das ist
etwas, das hauptsächlich die Region Andalusien betrifft, aber natürlich
auch andere Regionen. Es wird eine Einigung geben. Etwas anderes kann sich
die Regierung gar nicht vorstellen. (Es geht um) ein Abkommen aller
Autonomen Regionen Spaniens unter Führung der spanischen Regierung.

Ich darf es noch einmal bekräftigen: In den letzten zwei Monaten hat die
spanische Regierung einen Sofortplan in Höhe von mehr als 30 Millionen Euro
bis zum Ende dieses Jahres aufgelegt, um die menschliche Aufnahme der
Migranten, die hier an unseren Küsten ankommen, besser zu gestalten. Wir
haben einen einheitlichen Generalstab eingerichtet, um alle Maßnahmen zu
koordinieren, um die Ankunft zu koordinieren und den Menschenschmuggel zu
bekämpfen.

Darüber hinaus gibt es ein Engagement gegenüber allen Autonomen Regionen,
2019 einen Integrationsfonds für die Migration einzurichten. Die vorherige
Regierung hat diesen Fonds mit null Euro ausgestattet. Es gab also keine
Migrationspolitik. Jetzt gibt es Migrationspolitik, und es wird eine
Einigung bezüglich der nicht begleiteten Minderjährigen mit den spanischen
Autonomen Regionen geben. Etwas anderes ist für uns nicht vorstellbar. Ich
darf das noch bekräftigen: Es wird Anfang September diesbezüglich eine
Sektorenkonferenz geben, und wir möchten vonseiten der spanischen Regierung
auch eine Einigung mit allen Autonomen Regionen erzielen.

Frage: Seit Mitte Juni ist kein einziger Asylbewerber aus Spanien über die
deutsch-österreichische Grenze gekommen. Ist der Wert dieses Abkommens ein
symbolischer?

BK'in Merkel: Der Wert des Abkommens ist erst einmal einer, der deutlich
macht, dass Deutschland und Spanien auf europäische Lösungen setzen.
Deshalb schätze ich dieses Abkommen sehr, sehr hoch. Spanien ist nicht das
einzige Land, mit dem wir solche Abkommen abschließen werden. Wir führen
zum Beispiel auch sehr intensive Verhandlungen mit Griechenland. Aber es
ist die Aussage und das klare Bekenntnis: Wenn ein Land mit einem Thema
Probleme hat, helfen wir diesem Land. Genauso macht Deutschland die klare
Aussage, dass, wenn Spanien zum Beispiel bei der Unterstützung von Marokko
Probleme hat, wir dann dort helfen werden. Das ist die Art von Miteinander,
die ich richtig, gut und wichtig finde.

Frage: (auf Spanisch; wurde nicht gedolmetscht)

MP Sánchez: Zu dieser letzten Frage, um mit dem Ende zu beginnen: Zunächst
einmal möchte ich mich für den Ton bedanken, der hinsichtlich der Begehung
dieses Jahrestages der Attentate in Barcelona und Cambrils am 17. August
angeschlagen wird. Da wurden nicht nur Barcelona, Cambrils und Katalonien
getroffen, sondern die gesamte spanische Gesellschaft. Wir dürfen nicht
vergessen, dass wir hier alle gemeinsam gegen den Terrorismus auftreten und
den Opfern und ihren Angehörigen eine Solidaritätsbotschaft mitgeben. Das
ist das, was wir zum 17. August sagen können. An diesem Strang sollten wir
alle ziehen: der Staatschef, der Regierungschef, alle Mitglieder der
spanischen Gesellschaft und alle, die sich an dieser Demonstration
beteiligen wollen.

Zu Ihrer ersten Frage: Natürlich ist es vernünftig, dass die Opposition
ihre Arbeit macht. Die Opposition muss in einer demokratischen Gesellschaft
gegen die Regierung opponieren. Aber sie sollte keine Opposition gegenüber
dem Staat betreiben. Auf diese Weise opponiert sie ja gegen sich selbst,
und das führt zu Widersprüchen, beispielsweise bei der Anti-Terror-Politik,
der Annäherung von Gefängnisinsassen in baskischen Gefängnisse oder auch in
Bezug auf die Migrationspolitik. Ich denke, wir sollten in einem Jahr, in
dem die ETA ihre Auflösung erklärt hat, als Demokraten einheitlich
auftreten. Die Demokratie hat die ETA besiegt, und insofern sollten wir als
Demokraten diese gemeinsame Solidarität nicht aufbrechen.

Bezüglich des Themas der Migration ist es etwas Ähnliches: Ciudadanos
nicht, aber die Partido Popular regiert ja Autonome Regionen und große
Städte. Sie hat Spanien bis vor kurzem regiert und weiß genau
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MP Sánchez : Schönen guten Nachmittag allerseits und vielen Dank, dass Sie
zu dieser Pressekonferenz gekommen sind. Zunächst einmal möchte ich mich
bei der deutschen Bundeskanzlerin, Frau Merkel, für ihre heutige
Anwesenheit hier in Spanien und dafür bedanken, dass sie aus Berlin hierhin
gereist ist. Das ist natürlich eine Anstrengung, für die wir dankbar sind.
Unsere Regierung misst dem Treffen von heute große Bedeutung bei.

Die spanische Regierung ist eine europäisch orientierte Regierung, und
Deutschland gehört eben auch zu Europa. Europa braucht Deutschland, und wir
zählen auch auf den Einsatz der deutschen Kanzlerin für Europa. Vielen Dank
für Ihr Kommen, Frau Kanzlerin!

Wie sind hier in Andalusien. Wir haben eine lange Geschichte. Wir haben
viel Natur. Die spanische Geschichte und die europäische Geschichte lassen
sich hier in Sanlúcar de Barrameda ablesen, auch hier in diesem Gebäude,
dem Palast der Grafen de Medina Sidona, wo viele Generationen ihre Spuren
hinterlassen haben. Später werden wir bei Ihrem Besuch auch noch die
Gelegenheit haben, uns die Natur ein bisschen anzusehen. Der Nationalpark
Coto de Doñana ist natürlich sehr, sehr schön und von bezaubernder
Schönheit. Er ist natürlich auch ein Symbol für das Europa, das wir in den
letzten Jahrzehnten errichtet haben, mit Werten wie beispielsweise dem
Schutz der Artenvielfalt und auch der Nachhaltigkeit.

Das ist ein Europa der Werte. Vor drei Jahrzehnten ist Spanien diesem
Europa beigetreten, also viel später, als es eigentlich aufgrund unserer
Geschichte und Überzeugung der Fall hätte sein sollen. Aber wir haben diese
Reise zurückgelegt, wir sind jetzt in Europa angekommen und bleiben auch in
Europa. Wir sind europäisch orientiert. Die spanische Gesellschaft hat
Europa immer mit Fortschritt identifiziert, mit sozialer Gerechtigkeit, mit
Demokratie, mit Freiheit und mit Stabilität. Die spanische Demokratie und
auch das Spanien der Autonomen Regionen orientieren sich natürlich an der
Bundesrepublik Deutschland, und wir alle sind natürlich mit Europa
verzahnt. Es hat uns eine lange Zeit und viel Anstrengungen gekostet, nach
Europa zu kommen, und deswegen setzt sich Spanien auch für dieses
gemeinsame Werk der Europäischen Union so stark ein.

Das ist auch ein bisschen der Sinn unseres Treffens, des Treffens der
deutschen Bundeskanzlerin und mir. Wir sind hier, weil wir eine gleiche
Vision bezüglich der Kraft des europäischen Projektes haben, um auf die
weltweiten Herausforderungen einzugehen, die vor uns liegen. Wir sind der
Ansicht, dass das europäische Projekt jetzt, aber auch in Zukunft und für
die zukünftigen Generationen Wert hat. Wir sind hier, weil Deutschland und
Spanien an den Fortschritt Europas glauben, nicht an einen Rückschritt. Um
so einen Fortschritt zu erreichen, brauchen wir einen europäischen Dialog,
natürlich unter Einschluss Deutschlands und Spaniens.

Wir haben von der Gegenwart gesprochen, von der Aktualität, was dringliche
Fragen angeht, also zum Beispiel die Herausforderung der Migration. Ich
denke, das wird sicherlich auch noch in der Pressekonferenz zur Sprache
kommen. Wir haben auch von der Zukunft der Europäischen Union gesprochen,
davon, wie die Europäische Union morgen aussehen sollte. Deswegen standen
auf unserer Tagesordnung auch die Wirtschafts- und Währungsunion, der
mehrjährige Finanzrahmen und viele andere Fragen, die sicherlich auch noch
in der Pressekonferenz zur Sprache kommen werden.

Im Wesentlichen haben wir davon gesprochen, wie Deutschland und Spanien
Beiträge zur Stärkung der Fundamente der Europäischen Union leisten können.
Alle europäischen Mitgliedstaaten brauchen die Europäische Union, und
Europa braucht die Führung Deutschlands. Wir brauchen keine taktischen
Rückzüge. Wir müssen auch den Opportunismus derjenigen abweisen, die in die
Vergangenheit zurückkehren wollen. Das ist eigentlich die Herausforderung,
die wir in den europäischen Gesellschaften zu meistern haben, nicht die
Herausforderung der Migration.

Wir brauchen eine gemeinsame europäische Sichtweise bezüglich dieses
Phänomens, vor dem Spanien natürlich aus geografischen Gründen in erster
Linie steht. Das ist aber natürlich ein Phänomen, das den gesamten
europäischen Kontinent betrifft. 14 Kilometer sind es, die die spanischen
Küsten, also die europäischen Küsten, von Nordafrika trennen. Aber es gibt
eine sehr viel größere Distanz zwischen beiden Erdteilen bezüglich der
wirtschaftlichen Entwicklung, der sozialen Entwicklung, des Schutzes der
Menschenrechte und der wirtschaftlichen Stabilität. Je größer dieser
Abgrund ist, desto größer wird die Tragödie im Mittelmeer sein. Wir müssen
diesen Abgrund irgendwie zuschütten, ihn verringern. Das ist, glaube ich,
eine der größten Aufgaben der Europäischen Union, kurz- und mittelfristig
gesehen. Das ist etwas, das wir nur schaffen können, wenn wir eine
gemeinsame Vision haben, nicht im Alleingang der einzelnen Mitgliedstaaten
der EU.

Spanien und Deutschland eint diese gemeinsame Vision, und das ist etwas,
das ich heute noch einmal bekräftigen möchte, weil das die Grundlage ist,
auf der wir die gemeinsame Migrationspolitik betrachten. Wir möchten mehr
Dialog und mehr Kooperation mit den Herkunfts- und Transitländern,
natürlich insbesondere mit Marokko; das ist hierbei ein wichtiger
Bündnispartner. Spanien stützt sich dabei auch auf die deutsche
Unterstützung und den deutschen Willen diesbezüglich. Deswegen möchte ich
mich auch bei der deutschen Bundeskanzlerin, Frau Merkel, dafür bedanken,
dass sie dieses Thema so stark verfolgt. Das ist also ein Thema höchster
Aktualität und betrifft natürlich auch die europäische Solidarität. Auf
diese Weise ist Europa aufgebaut: auf Solidarität und Verantwortlichkeit.

Natürlich geht es auch darum, die Wirtschaftsunion zu vervollständigen und
die Sozialunion herbeizuführen. Das sind auch Themen gewesen, die wir
besprochen haben.

Zum Abschluss darf ich noch sagen, dass unsere Regierung aktiv an der
Debatte bezüglich der Zukunft der Europäischen Union teilnehmen will. Das
ist auch ein Wunsch, den die Bürgerschaft Spaniens mitträgt. Wir sind auch
überzeugt, dass ein stärkeres Europa natürlich auch die einzelnen
Gesellschaften, die Teile davon sind, stärkt. Eingangs sagte ich ja, dass
Spanien einige Zeit gebraucht hat, in Europa anzukommen. Aber es ist jetzt
angekommen und möchte in Europa bleiben - nicht nur, um da zu sein, sondern
auch, um etwas zu tun, um Fortschritte für ein vereintes und starkes Europa
zu erreichen. Ich denke, Deutschland und Spanien haben viel zu sagen und
viel zu tun, und das machen wir mit einem wirklich hieb- und stichfesten
Europäismus.

Nach diesen einführenden Worten darf ich noch einmal die Frau
Bundeskanzlerin Angela Merkel hier in Andalusien begrüßen. Es ist eine
Ehre, Sie hier begrüßen zu dürfen. Ich hoffe, Sie fühlen sich bei uns wie
zu Hause. Bitte schön!

BK'in Merkel: Sehr geehrter Ministerpräsidenten, lieber Pedro Sánchez, ich
freue mich natürlich, dass ich so kurz nach dem Antrittsbesuch, den Du in
Berlin gemacht hast, jetzt diese Einladung bekommen habe, hier ein Stück
spanischer Kultur und Geschichte kennenzulernen. Denn hier, in Sanlúcar de
Barrameda, diesem historischen Ort, sind wir wirklich an einem
wunderschönen Teil europäischer Geschichte angelangt. Auch dass ich im
Zusammenhang mit dem Nationalpark Doñana etwas von den Schönheiten Spaniens
sehen kann, ist natürlich sehr gut.

Aber unser Treffen findet auch in einer Phase statt, in der wir in Europa
miteinander viel zu besprechen haben. Es ist sehr gut, zu wissen, dass wir
nicht nur exzellente bilaterale Beziehungen haben, sondern dass die
deutsche Regierung und die spanische Regierung auch den gleichen Ansatz
bezüglich der Lösung der großen Fragen für Europa teilen. Wir glauben, dass
wir als europäische Mitgliedstaaten nur gemeinsam stark sind und die
Herausforderungen bewältigen können. Das betrifft die Frage unserer
wirtschaftlichen Zukunft, auch getrieben durch die Digitalisierung. Das
betrifft den multilateralen Ansatz zur Lösung von Themen wie dem
Klimawandel oder auch gegenseitiger Handelsfragen. Wir verstehen, dass wir
als Europäer gemeinsam stärker sind, als wenn jedes Mitgliedsland alleine
versucht, diese Probleme zu lösen und dabei keinen Erfolg haben kann.

Wir haben natürlich in ganz besonderer Weise auch das Thema der Migration
besprochen, weil es sozusagen auch so etwas wie der Nukleus der Frage ist,
ob wir als Europäische Union auch mit großen Herausforderungen
fertigwerden. Mich freut sehr, dass Deutschland und Spanien hier einen
gemeinsamen Ansatz haben. Hier an diesem Ort sind wir, wie du schon gesagt
hast, wenige Kilometer von der afrikanischen Küste entfernt. Ähnliches kann
man in Malta sehen, Ähnliches kann man in Sizilien sehen. Insofern ist das
eine Herausforderung, die wir gemeinsam zu bewältigen haben, und kein Land
kann sich vor dieser Aufgabe drücken. Kein Land kann dieser Aufgabe
ausweichen, egal, ob es jetzt Spanien ist, das Primärankunftsland mit einer
Route der Migration, die im Augenblick zahlenmäßig zunimmt, oder ob es
Deutschland mit der Sekundärmigration ist, mit der wir uns natürlich auch
zu beschäftigen haben.

Deshalb möchte ich als Erstes ein herzliches Dankeschön dafür sagen, dass
Spanien mit Deutschland ein Abkommen abgeschlossen hat, sodass wir mehr
Ordnung auch in die Sekundärmigration bringen können. Das zeigt, dass wir
der Überzeugung sind, nur gemeinsam die Probleme lösen zu können. Genauso
wollen wir euch in den Verhandlungen mit Marokko unterstützen. Genauso
haben wir unseren Beitrag in den europäischen Trust-Fonds für Afrika
eingezahlt, gerade für die Länder Tunesien und Marokko, weil sie
Unterstützung bei der Grenzsicherung brauchen, weil sie Unterstützung im
Know-how brauchen, aber auch weil sie Entwicklungszusammenarbeit brauchen.
Denn wenn die Differenz zwischen den Perspektiven Afrikas und den
Perspektiven Europas zu groß ist, dann werden die Ursachen von Migration
und Flucht nicht zu bewältigen sein.

Insofern sind wir dafür, dass wir auch hier eine ganz enge Kooperation mit
den Ländern Afrikas haben, die natürlich ehrlich sein muss, aber die auch
davon ausgehen muss, dass beide Seiten gewinnen und dass beide Seiten etwas
davon haben, dass Schleppern und Schleusern das Handwerk gelegt wird und
dass wir zu legaler Kooperation unserer Regierungen kommen. Deshalb reicht
es nicht aus, wenn wir über Afrika sprechen, sondern wir müssen mit Afrika
sprechen. Das war heute auch die Tendenz, die wir in unseren Gesprächen
gemeinsam hatten und mit der wir auch zu dem informellen Rat, der im
September in Salzburg unter der österreichischen Präsidentschaft
stattfinden wird, fahren werden. Wir werden das auch gemeinsam mit anderen
Ländern vorbereiten.

Wir haben uns natürlich genauso mit den Handelsfragen gerade mit Blick auf
die USA befasst. Wir sind beide der Meinung, dass es eine sehr wichtige
Reise von Jean-Claude Juncker war und dass es sehr wichtig war, dass
zwischen Präsident Donald Trump, der amerikanischen Administration und der
Europäischen Kommission jetzt doch Verhandlungen stattfinden. Wir haben uns
über die Zukunft der Eurozone, die Wirtschafts- und Währungsunion und auch
die Notwendigkeit einer mittelfristigen finanziellen Vorausschau
unterhalten.

Insgesamt war es also ein sehr wichtiges Gespräch im Geiste der gemeinsamen
Einstellung, dass Europa Teil der Lösung sein muss, dass Europa
lösungsorientiert arbeiten muss und dass unser Schicksal für die Menschen
in Spanien genauso wie für die Menschen in Deutschland nur dann auf Dauer
gut gestaltet werden kann, wenn wir zusammenarbeiten und nicht
gegeneinander arbeiten.

Deshalb danke ich für diese Einladung, und natürlich freue ich mich nachher
auch auf den Teil, der mir die Natur etwas stärker nahebringen wird; denn
das die Erhaltung der Natur, die Erhaltung unseres Klimas ist auch etwas,
das uns natürlich sehr beschäftigt. Auch hierbei müssen wir
zusammenarbeiten.

Frage: Ich möchte die Frage beiden stellen. Deutschland, Spanien,
Frankreich und Portugal sind wohl die Länder, die gegen die
Fremdenfeindlichkeit in Europa vorgehen wollen, eine Achse bilden wollen.
Was, glauben Sie, können Sie bezüglich dieses Themas machen, auch
angesichts der steigenden Fremdenfeindlichkeit in Italien?

Eine weitere Frage: Was geschieht mit Marokko? Was verlangt Marokko denn?
Wie sind denn die Wünsche Marokkos?

MP Sánchez: Vielen Dank, Carlos! - Zu der Frage nach Marokko: Da haben wir,
die deutsche Bundeskanzlerin und ich, beim Arbeitsessen zusammen
festgestellt, dass Marokko ein wichtiger Bündnispartner der EU ist.
Zweitens unterliegt natürlich auch Marokko dem Flüchtlingsdruck der
Migranten aus der Subsahara. Insofern geht es um eine verstärkte
Zusammenarbeit mit Herkunftsländern und auch mit Transitländern. Marokko
ist ja beispielsweise ein Transitland. In den Schlussfolgerungen des
Europäischen Rates ist ja auch festgestellt worden, dass sich alle
Mitgliedstaaten für eine verstärkte Zusammenarbeit mit Marokko engagieren,
weil Marokko eben eine zentrale Rolle bei dem Ordnen der Flüchtlingsströme
spielt.

Zur zweiten Frage: Die deutsche Bundeskanzlerin hat ja klar gesagt, welche
Vision unsere beiden Regierungen in die Europäische Union tragen wollen. Es
muss eine disziplinübergreifende Vision sein, transversal und holistisch.
Natürlich müssen wir von Grenzkontrollen und vom Aufnehmen der Migranten,
die über das Meer kommen, sprechen. Darüber müssen wir sprechen. Aber wir
müssen auch über die Sekundärmigration sprechen. Da brauchen wir eine
verstärkte Zusammenarbeit der Europäischen Union mit den afrikanischen
Staaten, insbesondere auch mit den nordafrikanischen Staaten, in Bezug auf
die Entwicklungspolitik und auf die Schaffung von Stabilität, um dort
Chancen für die Jugendlichen dieser Länder zu schaffen.

Was möchte ich damit sagen? Die Sichtweise der deutschen und der spanischen
Regierung bezüglich der Migration beschränkt sich nicht auf eine einzige
Politik. Es geht um einen holistischen, transversalen Ansatz hierzu. Es
geht darum, wie die Flüchtlingsströme geordnet werden können und wie man
diese weltweite Herausforderung meistern kann - gemeinsam als Europa,
aufgrund von gemeinsamen Visionen und aufgrund von gemeinsamen Ansätzen.
Das muss eben auch transversal angegangen werden, transversaler, als es
bisher geschehen ist. Das ist der Ansatz, den die spanische Regierung
verfolgt, und die deutsche Regierung trägt das ja auch mit. Ähnliches ist
auch von europäischen Institutionen zu hören.

Manche Medien haben sich überrascht davon gezeigt, dass Spanien ein
Abkommen mit Deutschland bezüglich der Sekundärmigration unterzeichnet hat.
Spanien möchte nicht nur Solidarität einfordern, sondern bietet sie
bezüglich der Lösung des Migrationsthemas auch an. Wir fordern Solidarität
bezüglich der Herausforderungen, die wir als Ankunftsland für viele
Migranten zu meistern haben, aber wir sind auch bereit, Solidarität
bezüglich des Themas der Sekundärmigration zu begründen, das ja
hauptsächlich Deutschland betrifft. Ich habe selbst schon gesagt, und die
Kanzlerin hat es ja auch bekräftigt, dass wir dieses bilaterale Abkommen
mit Deutschland gutheißen. Wir wollen natürlich auch Verantwortung
hinsichtlich der Sekundärmigration übernehmen; das ist ja auch eine
deutsche Forderung gewesen.

BK'in Merkel: Die Europäische Union ist ja nicht irgendeine Assoziation,
sondern die Europäische Union ist auf gemeinsamen Werte gegründet worden.
Dazu gehört die Achtung der Menschenwürde, und das muss sich auch in all
unseren Taten egal, ob nach innen oder nach außen immer wieder zeigen. Der
Einsatz für Menschenrechte, aber auch die Würde jedes einzelnen Menschen
sind ernst zu nehmen. Das heißt natürlich auch, dass wir legale Strukturen
dafür brauchen. Rassismus steht den Grundwerten der Europäischen Union
einfach entgegen und ist mit ihnen nicht vereinbar. Deshalb heißt es,
rassistischen Tendenzen, die wir leider in allen Mitgliedstaaten haben,
entschieden entgegenzutreten. Ich glaube, für Deutschland und Spanien sagen
zu können, dass wir das auch tun. Ich versuche das jedenfalls in meiner
Politik, und die Bundesregierung tut das auch im täglichen Eintreten für
die grundlegenden Menschenrechte.

Was Marokko anbelangt, so ist Marokko ein Land, das im Zusammenhang der
Migration eine wichtige Rolle spielt, aber auch ein Partner, mit dem wir
wirtschaftliche Entwicklung vorantreiben. Deutschland pflegt eine lange
Entwicklungszusammenarbeit mit Marokko; wir haben enge Kontakte. Wir
wissen, dass Spanien durch die regionale Nähe und durch die Geschichte
einfach noch sehr viel engere Beziehungen hat. So haben wir heute auch
verabredet, koordiniert, aber durchaus auch unter spanischer Führung mit
Marokko zusammenzuarbeiten. Deutschland wird seinen Beitrag leisten, wo
immer Marokko Unterstützung braucht. Denn Marokko hat wiederum auch die
Aufgabe, mit den Herkunftsländern zusammenzuarbeiten, die ja oft jenseits
der marokkanischen Grenzen liegen. Deutschland hat in den letzten Jahren
schon damit begonnen, sich viel intensiver auch mit afrikanischen Ländern
zu befassen und auch eine Partnerschaft zu bilden. Wir haben heute über die
Partnerschaft mit Niger gesprochen, die auch von Spanien unterstützt wird.

So ist meine Vorstellung, dass wir nicht alle das Gleiche tun müssen,
sondern ein Land wie Spanien kann sich sehr intensiv mit Marokko
beschäftigen wir unterstützen das , und ein Land wie Deutschland kann dann
vielleicht mit Ghana oder einem anderen Land zusammenarbeiten. Wir brauchen
nicht alle das Gleiche zu tun, aber es sollte immer in dem gleichen
europäischen Interesse geschehen - nicht Deutschland nur für sich und
Spanien für sich, sondern wir alle für Europa und für die Bewältigung der
Herausforderungen.

MP Sánchez: Es geht nicht um die Menge des Geldes; das hat auch die
Bundeskanzlerin gesagt. Es geht um die lange Erfahrung der Zusammenarbeit
hinsichtlich der Entwicklungshilfe seitens Spaniens gegenüber Marokko und
seitens der Europäischen Union. Wir stellen viele Ressourcen für das
Königreich Marokko bereit, auch bezüglich der Grenzkontrolle. Darüber
führen wir auch Gespräche mit der Europäischen Kommission, um
Wirtschaftsressourcen freizumachen, die Marokko in die Lage versetzen,
Material zu kaufen, um effizienter bei der Grenzkontrolle vorgehen zu
können, also beispielsweise auch beim Ablegen der Flüchtlingsboote an den
marokkanischen Küsten in Richtung Spanien.

Aber das zu beziffern, wäre nicht angemessen. Wenn wir von
Wirtschaftsressourcen sprechen, die nach Marokko und nach Tunesien gehen,
dann ist es wirklich so, dass das beträchtliche Beträge sind. Es geht also
nicht nur um die Migrationspolitik, sondern auch um die Entwicklungspolitik
und andere politische Bereiche, die mit der Entwicklung dieser
Gesellschaften zu tun haben.

Frage: Ich habe eine Frage an die Bundeskanzlerin. Spanien nimmt immer mehr
Migranten auf, die hier direkt in der Nähe über die Straße von Gibraltar
nach Spanien kommen. Viele ziehen dann in Richtung Frankreich bzw.
Deutschland weiter. Erwartet Deutschland von Spanien, dass man die
Migranten hier aufhält bzw. sie in ihre Herkunftsländer zurückschicken
wird?

BK'in Merkel: Wir alle erleben doch, dass das bisherige Dublin-System, das
im Zusammenhang mit der Freizügigkeit im Rahmen des Schengen-Abkommens
besteht, nicht funktionsfähig ist. Nach der Theorie dürfte nie ein Migrant
oder Flüchtling in Deutschland ankommen. Das entspricht aber nicht der
Realität. Deshalb müssen wir doch als Mitgliedstaaten der Europäischen
Union zumindest die, die im Schengen-Raum zusammen sind daran arbeiten, ein
faires Verteilsystem zu finden und gemeinsam die Rückführung zu
organisieren, die für Menschen notwendig ist, die kein Recht auf einen
dauerhaften Aufenthalt in unseren Mitgliedstaaten brauchen. Das bedeutet,
dass wir mit den Herkunftsländern sprechen und mit ihnen Partnerschaften
aufbauen, wie wir das zum Beispiel mit der Türkei gemacht haben, wie wir es
mit Libyen tun, wie es jetzt mit Marokko verhandelt wird, wie wir es mit
Tunesien tun und wie wir es sicherlich auch mit Algerien, aber dann auch
mit den Herkunftsländern tun müssen, also Senegal, Côte d'Ivoire und wie
sie alle heißen. Jedes Land hat andere Erwartungen, und nur dann, wenn
daraus eine Win-win-Situation wird, wird man die Rückführung überhaupt
schaffen können.

Diejenigen, die ein Recht auf Bleiben haben, müssen dann aber auch
innerhalb Europas fair verteilt werden, und mit dieser Frage beschäftigen
wir uns ja unentwegt. Da haben wir noch keine Lösung gefunden. Aber je mehr
Länder der Meinung sind, dass man eine faire Lastenteilung auch für
diejenigen braucht, die dauerhaft bei uns bleiben können, weil sie eben ein
Anrecht auf Asyl oder auf den Status als Bürgerkriegsflüchtlinge haben Das
muss die Europäische Union erreichen, da mit Recht von den Ankunftsstaaten
gesagt wird: Schaut einmal, das ist doch eine Herausforderung für uns alle.
Es kann doch nicht die geografische Lage innerhalb Europas diese Aufgabe
nur einem Land, zwei oder drei Ländern zuweisen; denn profitieren tun wir
ja auch alle von der Freizügigkeit.

Das ist offensichtlich das dickste Brett. Es wird sich auch besser lösen
lassen, wenn alle wissen, dass wir die, die kein Bleiberecht haben, auch
wieder zurückführen können. Wir sehen ja auch, dass wir sowohl bei der
Türkei als auch bei Libyen schon Erfolge erreicht haben, nämlich dass sich
Menschen gar nicht auf den unsicheren Weg machen. Denn für die Flüchtlinge
und Migranten ist es ja auch eine sehr unsichere Sache, wenn man sich die
Tausenden Toten im Mittelmeer anschaut, die es immer wieder gibt, wenn sich
Menschen in riesige finanzielle Abhängigkeiten und in Lebensgefahr begeben.

Wir glauben, dass diese Aufgabe für Europa lösbar ist, und in dem Geist der
Partnerschaft wollen wir sie lösen. Deshalb ist die Herausforderung der
Primärmigration, wie man sagt, also der Ankunftsstaaten, eine, die genauso
ernst wie die Herausforderung der Sekundärmigration genommen werden muss.
Beides muss dann zu einer fairen Aufgabenteilung zwischen allen
Mitgliedstaaten führen.

Frage: (auf Spanisch; wurde nicht gedolmetscht)

MP Sánchez: Zunächst einmal darf ich sagen, dass sich die spanische
Regierung voll und ganz bewusst ist, dass die nicht begleiteten
Minderjährigen eine große Herausforderung darstellen. Migration ist ja
nicht etwas, das mit dieser neuen Regierung auf den Plan getreten ist,
sondern die Migrationspolitik ist jetzt das Neue. Dabei geht es auch um die
unbegleiteten Minderjährigen. Da wird es eine Einigung geben. Irgendwann
wird es so etwas geben. Etwas anderes können wir uns gar nicht vorstellen.
Wir hoffen, dass wir eine gemeinsame Vision bezüglich dieses gemeinsamen
Phänomens der unbegleiteten Minderjährigen entwickeln können. Das ist
etwas, das hauptsächlich die Region Andalusien betrifft, aber natürlich
auch andere Regionen. Es wird eine Einigung geben. Etwas anderes kann sich
die Regierung gar nicht vorstellen. (Es geht um) ein Abkommen aller
Autonomen Regionen Spaniens unter Führung der spanischen Regierung.

Ich darf es noch einmal bekräftigen: In den letzten zwei Monaten hat die
spanische Regierung einen Sofortplan in Höhe von mehr als 30 Millionen Euro
bis zum Ende dieses Jahres aufgelegt, um die menschliche Aufnahme der
Migranten, die hier an unseren Küsten ankommen, besser zu gestalten. Wir
haben einen einheitlichen Generalstab eingerichtet, um alle Maßnahmen zu
koordinieren, um die Ankunft zu koordinieren und den Menschenschmuggel zu
bekämpfen.

Darüber hinaus gibt es ein Engagement gegenüber allen Autonomen Regionen,
2019 einen Integrationsfonds für die Migration einzurichten. Die vorherige
Regierung hat diesen Fonds mit null Euro ausgestattet. Es gab also keine
Migrationspolitik. Jetzt gibt es Migrationspolitik, und es wird eine
Einigung bezüglich der nicht begleiteten Minderjährigen mit den spanischen
Autonomen Regionen geben. Etwas anderes ist für uns nicht vorstellbar. Ich
darf das noch bekräftigen: Es wird Anfang September diesbezüglich eine
Sektorenkonferenz geben, und wir möchten vonseiten der spanischen Regierung
auch eine Einigung mit allen Autonomen Regionen erzielen.

Frage: Seit Mitte Juni ist kein einziger Asylbewerber aus Spanien über die
deutsch-österreichische Grenze gekommen. Ist der Wert dieses Abkommens ein
symbolischer?

BK'in Merkel: Der Wert des Abkommens ist erst einmal einer, der deutlich
macht, dass Deutschland und Spanien auf europäische Lösungen setzen.
Deshalb schätze ich dieses Abkommen sehr, sehr hoch. Spanien ist nicht das
einzige Land, mit dem wir solche Abkommen abschließen werden. Wir führen
zum Beispiel auch sehr intensive Verhandlungen mit Griechenland. Aber es
ist die Aussage und das klare Bekenntnis: Wenn ein Land mit einem Thema
Probleme hat, helfen wir diesem Land. Genauso macht Deutschland die klare
Aussage, dass, wenn Spanien zum Beispiel bei der Unterstützung von Marokko
Probleme hat, wir dann dort helfen werden. Das ist die Art von Miteinander,
die ich richtig, gut und wichtig finde.

Frage: (auf Spanisch; wurde nicht gedolmetscht)

MP Sánchez: Zu dieser letzten Frage, um mit dem Ende zu beginnen: Zunächst
einmal möchte ich mich für den Ton bedanken, der hinsichtlich der Begehung
dieses Jahrestages der Attentate in Barcelona und Cambrils am 17. August
angeschlagen wird. Da wurden nicht nur Barcelona, Cambrils und Katalonien
getroffen, sondern die gesamte spanische Gesellschaft. Wir dürfen nicht
vergessen, dass wir hier alle gemeinsam gegen den Terrorismus auftreten und
den Opfern und ihren Angehörigen eine Solidaritätsbotschaft mitgeben. Das
ist das, was wir zum 17. August sagen können. An diesem Strang sollten wir
alle ziehen: der Staatschef, der Regierungschef, alle Mitglieder der
spanischen Gesellschaft und alle, die sich an dieser Demonstration
beteiligen wollen.

Zu Ihrer ersten Frage: Natürlich ist es vernünftig, dass die Opposition
ihre Arbeit macht. Die Opposition muss in einer demokratischen Gesellschaft
gegen die Regierung opponieren. Aber sie sollte keine Opposition gegenüber
dem Staat betreiben. Auf diese Weise opponiert sie ja gegen sich selbst,
und das führt zu Widersprüchen, beispielsweise bei der Anti-Terror-Politik,
der Annäherung von Gefängnisinsassen in baskischen Gefängnisse oder auch in
Bezug auf die Migrationspolitik. Ich denke, wir sollten in einem Jahr, in
dem die ETA ihre Auflösung erklärt hat, als Demokraten einheitlich
auftreten. Die Demokratie hat die ETA besiegt, und insofern sollten wir als
Demokraten diese gemeinsame Solidarität nicht aufbrechen.

Bezüglich des Themas der Migration ist es etwas Ähnliches: Ciudadanos
nicht, aber die Partido Popular regiert ja Autonome Regionen und große
Städte. Sie hat Spanien bis vor kurzem regiert und weiß genau Bescheid über
die Herausforderungen der Migration. Deswegen habe ich einen Staatspakt
angeboten. Der Partido Popular und allen demokratischen Kräften biete ich
diesen Pakt an, weil das natürlich eine Herausforderung ist, die über die
Tätigkeit einer Regierung hinausgeht. Nicht nur die spanische Regierung ist
davon überwältigt, sondern es geht auch um lokale Regierungen und um
Regionalregierungen.

Ich denke, wenn wir die Oppositionsarbeit so sehen, dass sie gegenüber der
Regierung und nicht gegenüber dem Staat opponieren sollte, dann hätten wir
eine gute Grundlage für vernünftige Debatten, die von der gesamten
Gesellschaft in Spanien verstanden werden könnten.

Samstag, 11. August 2018

Bescheid über die Herausforderungen der Migration. Deswegen habe ich einen
Staatspakt angeboten. Der Partido Popular und allen demokratischen Kräften
biete ich diesen Pakt an, weil das natürlich eine Herausforderung ist, die
über die Tätigkeit einer Regierung hinausgeht. Nicht nur die spanische
Regierung ist davon überwältigt, sondern es geht auch um lokale Regierungen
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Ich denke, wenn wir die Oppositionsarbeit so sehen, dass sie gegenüber der
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eine gute Grundlage für vernünftige Debatten, die von der gesamten
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SCHACH-SPHINX/06652: Riegel zwischen Ost und West (SB)


Schlimme Sache, wenn man zu einem Turnier ins Ausland fährt und erst
vor Ort erfahren muß, daß in der Turnierkasse kein Geld mehr ist. Die
Reisekosten werden nicht erstattet, von der verlorenen Zeit ganz zu
schweigen. Was tun? Nun, da man schon erschienen ist, läßt man sich
wenigstens zu einem Blitzturnier überreden, um nicht voller Zorn die
Rückreise antreten zu müssen. Zustände dieser Art kommen in der alten
Sowjetunion wenn nicht alltäglich, so doch mehr oder weniger
routinemäßig vor, deswegen auch nur wenige europäische Schachspieler
den Weg in den Osten finden. Umgekehrt kommen wiederum nur solche
Spieler in den Westen, die das Reisegeld aufbringen können. Es
scheint, als würde der Eiserne Vorhang, der zwischen den
Militärblöcken zu einem gut Teil abgebaut wurde, nun in
wirtschaftlicher Sicht die Schachspieler beider Kontinente voneinander
trennen. Der Austausch von Erfahrungen und Informationen, eine
Grundbedingung für die Entwicklung der Schachkunst, fehlt auf ganzer
Linie. Im heutigen Rätsel der Sphinx aus einem Turnier in Moskau, wo
zwölf Meister aus dem Ostblock unter sich blieben, siegte Schwarz mit
einem logisch prägnanten Opfer, nachdem sein Kontrahent zuletzt 1.a2-
a3 gespielt und damit seinen eigenen Untergang unterschriftsreif
gemacht hatte, Wanderer.
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Tschechow - Charitonow

Moskau 1995


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der Einfall zu 1.Sf4-g6!? war ja gut, notwendig in einer Stellung, in
der Timman langsam, aber sicher den Faden verlor. Indes konnte er Lew
Polugajewsky damit nicht in die Irre führen: 1...La6xc4! 2.Lc1-f4
Lc4xd3 3.Tf3-h3 - Timman setzte alles auf eine Karte, denn nach
3.Lf4xd6 h7xg6 oder 3.Tf3xd3 Sd6xf5 hätte er gleich aufgeben können -
3...Ld3xf5! - die Widerlegung des weißen Angriffs - 4.Dh5xh7+ Kg8-f7
5.Th3-g3 Sd6-e4! 6.Sg6-e5+ - ein Hoffnungsflackern? Aber nein! -
6...Kf7-e6! und Weiß gab in verlorener Stellung auf.
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